Die Krise der Wirtschaft: Auch eine Krise der Wirtschaftswissenschaften? by Kirchgässner, Gebhard
Perspektiven der Wirtschaftspolitik 2009 10(4): 436–468
Die Krise der Wirtschaft:
Auch eine Krise der
Wirtschaftswissenschaften?
Gebhard Kirchga¨ssner∗
Universita¨t St. Gallen, Schweizerisches Institut fu¨r Aussenwirtschaft
und Angewandte Wirtschaftsforschung, Leopoldina und CESifo
1. Einleitung
Die Wirtschaftskrise hat nicht nur die Wirtschaftspolitik zu Maßnahmen ver-
anlasst, die vor kurzem noch undenkbar waren, und damit die Diskussion um
die ,richtige‘ Wirtschaftspolitik intensiviert, sondern auch die Diskussion
um die ,richtige‘ Wirtschaftswissenschaft, wobei heftige Anschuldigungen
erhoben werden. So fordert z.B. Fricke im Anschluss an Naim (2009) einen
,,Bailout fu¨r O¨konomen“ sowie eine ,,Bad Ideas Bank“, welche von den
O¨konomen ,,Schrottideen aufkauft und [ihnen] vielleicht auch ein paar
Weiterbildungskurse in Geschichte anbietet.“1 Und der Economist u¨bt
am 16. Juli 2009 gleich in drei Artikeln (wenn auch eher moderate)
Kritik an der modernen O¨konomie, wenn er fragt: ,,Was lief schief
mit der Volkswirtschaftslehre“, wobei er sich insbesondere mit der
Makroo¨konomischen Theorie und der Finance auseinandersetzt.2
Aber nicht nur von außen, sondern auch innerhalb der Profession wird
von verschiedenen Seiten heftige Kritik geu¨bt.3 Dabei sind die Zuschreibun-
gen der Ursachen fu¨r die Krise genauso unterschiedlich wie die angebotenen
Rezepte. Wa¨hrend von Vertretern des linken politischen Spektrums, aber auch
∗Korrespondenzadresse: Universita¨t St. Gallen, SIAW-HSG, Bodanstr. 8, CH-9000 St. Gallen,
Schweiz, E-mail: Gebhard.Kirchgaessner@unisg.ch. – Fu¨r Anregungen und Hinweise danke ich
Lars P. Feld (Universita¨t Heidelberg) sowie Friedrich Schneider (Universita¨t Linz).
1. FTDWirtschaftsWunder vom6. Februar 2009, http://www.ftd.de/wirtschaftswunder/index.php
?op=ViewArticle&articleId=1822&blogId=10 (07/07/09).
2. What went wrong with economics, Economist.com vom 16. Juli 2009, http://www-personal.
umich. edu/∼rudib/economist_1.pdf; The other-worldly philosophers, Economist.com
vom 16. Juli 2009, http://www-personal.umich.edu/∼rudib/economist_2.pdf, Efficiency
and beyond, Economist.com vom 16. Juli 2009, http://www-personal.umich.edu/∼rudib/
economist_3.pdf (23/07/09).
3. Siehe z.B. Hu¨ther: ,,Die derzeitige Krise war dasWaterloo der O¨konomik.“ (Ordnungso¨konomik
fasziniert noch heute, FAZ.NET vom 21. Ma¨rz 2009 (http://www.faz.net/s/RubBA2FEF69D90D
49589D58B10299C8647D/Doc∼E267C89815E8A4446AFD2102CDC3C1870∼ATpl∼Ecommon
∼Scontent∼Atype∼Epro.html#ProContraArea (07/07/09)).
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von kirchlicher Seite die Ursache vor allem in der Gier der Manager gesehen
und teilweise ein totales Versagen der neoliberalen Wirtschaftspolitik sowie
eine mangelnde ethische Ausrichtung der Volkswirtschaftslehre konstatiert
wird, sehen politisch eher rechts gerichtete Politiker und Wissenschaftler die
eigentliche Ursache in einem Versagen der amerikanischen Politik sowie im
Verhalten staatlicher Banken.4 Und wa¨hrend die einen eine Ru¨ckkehr des
Primats der Politik u¨ber die Wirtschaft fordern, verlangen die anderen eine
sta¨rkere Zuru¨ckhaltung der Politik und z.B. den generellen Verzicht auf staat-
liche Banken bzw. deren Privatisierung. Aus beiden Richtungen wird auch
eine Neuausrichtung der Wirtschaftswissenschaften, insbesondere der Volks-
wirtschaftslehre, gefordert. Interessanterweise wird in diesem Zusammenhang
von Vertretern beider Seiten das Konzept einer allein an der Wahrheit orien-
tierten, ,wertfreien‘ Wissenschaft zugunsten einer sich an bestimmten vorge-
gebenen Werturteilen orientierenden normativen Wissenschaft abgelehnt.5
Die Vertreter eher linker Positionen scheinen derzeit mehr Unterstu¨tzung
in der O¨ffentlichkeit und vor allem in den Medien zu haben, was vermut-
lich mit der ho¨heren Plausibilita¨t ihrer A¨ußerungen zu tun hat. Es la¨sst sich
eben recht einfach auf die (zugegebenermaßen in vielen Fa¨llen problematisch
hohen) Boni der Manager schimpfen und mehr Staat fordern, auch wenn
man sich nicht konkret dazu a¨ußert, was im Einzelnen geschehen sollte: Die
Banken sollten eben sta¨rker reguliert werden. Sie erhalten Unterstu¨tzung weit
aus dem bu¨rgerlichen Lager, wenn selbst der Deutsche Bundespra¨sident Horst
Ko¨hler, der davor immerhin Chef des Internationalen Wa¨hrungsfonds war, in
einem Interview mit dem Stern am 22. Mai 2008 davon spricht, ,,dass sich
die internationalen Finanzma¨rkte zu einem Monster entwickelt haben, das in
die Schranken gewiesen werden muss.“6 Außerdem fa¨llt auf, dass die offiziel-
le Wirtschaftswissenschaft in der O¨ffentlichkeit kaum mehr zu Wort kommt:
Wa¨hrend z.B. die Ha¨ufigkeit wirtschaftlicher Themen in den Diskussionsrun-
den der verschiedenen Fernsehanstalten in den letzten Monaten erheblich
zugenommen hat, findet man dort selten Professoren der Wirtschaftswissen-
schaften; die Teilnehmer bestehen neben Betroffenen der Wirtschaftskrise vor
allem aus Politikern und Wirtschaftsleuten, d.h. insbesondere aus Vertretern
jener Gruppen, die von den unterschiedlichen Positionen fu¨r die Krise ver-
antwortlich gemacht werden.7 Offensichtlich geht man davon aus, dass man
4. Siehe z.B. Emunds (2008) oder Wiemeyer (2009) auf der einen bzw. Kronberger Kreis (2009)
oder Vaubel (2009) auf der anderen Seite.
5. Siehe z.B. Schwarz mit seiner Philippika gegen ,,die o¨konomischen Technokraten, die an wert-
freie Objektivita¨t glauben und dieWirtschaftswissenschaft als blutleeres Instrument verstehen“
(Neue Zu¨rcher Zeitung Nr. 84 vom 11./12. April 2009, S. 19) oder auf der anderen Seite Ulrich,




7. Als Beispiel mag die Sendung ,,Anne Will“ des Ersten Deutschen Fernsehens (ARD) dienen,
die – zumindest in Bezug auf die Sendezeit am Sonntagabend – die prominenteste politische
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die Probleme der Krise auch ohne wirtschaftswissenschaftlichen Sachverstand
diskutieren kann (bzw. dass die O¨konomen dazu nichts Relevantes mehr bei-
tragen ko¨nnen).
Speziell in Deutschland ist diese Diskussion in einer besonderen Weise po-
larisiert, da Vertreter der auf Walter Eucken und Wilhelm Ro¨pke zuru¨ckge-
henden Freiburger Schule der Ordnungso¨konomik glauben, dass diese der
angelsa¨chsischen Variante einer sta¨rker mathematisierten Volkswirtschafts-
lehre insbesondere in Bezug auf die Politikberatung u¨berlegen sei, aber von
ihr an den Universita¨ten zunehmend verdra¨ngt werde: Ordnungso¨kono-
misch ausgerichtete Lehrstu¨hle fu¨r Wirtschaftspolitik wu¨rden zunehmend
durch sta¨rker mathematisch orientierte Theorielehrstu¨hle ersetzt, wobei der
fu¨r die Volkswirtschaftslehre zentrale Blick fu¨r gesamtwirtschaftliche Zusam-
menha¨nge weitgehend verloren gehe. Unabha¨ngig davon, dass auch von Sei-
ten der Ordnungso¨konomik in den vergangenen Jahren keine Warnungen
vor den Fehlentwicklungen auf den internationalen Finanzma¨rkten zu ver-
nehmen waren, die geeignet gewesen wa¨ren, Hilfe beim Abwenden der jetzt
aufgetretenen Doppelkrise zu bieten, hat diese schon la¨nger, aber bisher eher
im Hintergrund gefu¨hrte Diskussion durch diese jetzige Entwicklung neuen
Auftrieb erhalten.8
In Zusammenhang mit der Universita¨t St. Gallen (HSG), die sich als
eine der fu¨hrenden wissenschaftlichen Ausbildungssta¨tten fu¨r Betriebswir-
te im deutschsprachigen Raum (wenn nicht sogar als die fu¨hrende Ausbil-
dungssta¨tte) versteht, wird die Diskussion u¨ber die angemessene Ausrich-
tung der Wirtschaftswissenschaften auch in Bezug darauf diskutiert, inwiefern
die wirtschaftswissenschaftliche, insbesondere aber die betriebswirtschaftliche
Talkshow im deutschen Fernsehen ist. Zwischen Oktober und Dezember 2008 drehten sich
nicht weniger als 10 der 12 Sendungen um Probleme der Wirtschafts- und Finanzkrise. Dabei
war ifo-Chef Hans-Werner Sinn, der an der letzten Sendung vom 14. Dezember 2008 teilnahm,
der einzige akademische wirtschaftswissenschaftliche Gast. Auch seitdem nahmmit Ausnahme
von Bernd Raffelhu¨schen, der am 21. Juni 2009 in einer Sendung u¨ber die Rentenproblematik
zu Gast war, kein weiterer Wirtschaftswissenschaftler mehr teil.
8. Siehe hierzu z.B. die ,Zeitgespra¨che‘ in Wirtschaftsdienst 86 (2006), S. 7ff. und in Wirtschafts-
dienst 89 (2009), S. 431ff. Ausgelo¨st durch ein Besetzungsverfahren an der Universita¨t Ko¨ln
waren die bisherigen Ho¨hepunkte dieser nach wie vor andauernden Debatte ein Aufruf ,,Rettet
die Wirtschaftspolitik an der Universita¨ten!“, der in der Frankfurter Allgemeinen Zeitung
am 5. Mai 2009 erschien und von 83 Professoren der Volkswirtschaftslehre unterschrieben
war und im Wesentlichen den heutigen Status Quo an den deutschen Universita¨ten ver-
teidigte (http://www-personal.umich.edu/∼rudib/faz_aufruf.pdf (15/05/09)), dem am 8. Ju-
ni 2009 im Handelsblatt ein von 188 O¨konomen unterzeichnetes Gegenmanifest folgte, in
welchem fu¨r die an der internationalen Entwicklung sich orientierende Volkswirtschaftsleh-
re votiert wurde (http://www-personal.umich.edu/∼rudib/oekonomenaufruf.pdf (10/06/09)).
Siehe die Dokumentationen dieser Diskussion von R. Bachmann unter http://www-personal.
umich.edu/∼rudib/methodology.htm (25/07/09). – Eine a¨hnliche, wenn auch weit weni-
ger stark polarisierte Diskussion wird auch in Großbritannien gefu¨hrt. Siehe hierzu z.B.
die Briefe von Besley und Hennessy (http://media.ft.com/cms/3e3b6ca8–7a08–11de-b86f-
00144feabdc0.pdf (19/08/09) sowie von 10 britischen O¨konomen (http://www.globalization.
ac.nz/wp-content/uploads/2009/08/Queen2009b4.pdf (19/08/09)) an die britische Ko¨nigin.
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Ausbildung der vergangenen Jahrzehnte zu dieser Krise beigetragen hat.9 Die-
se Diskussion hat auch eine wirtschaftsethische Komponente, und auch diese
sollte ernst genommen werden. Schließlich wird nicht nur von Seiten der
Wirtschaftsethiker der HSG eine neue Moral der ,Wirtschaftsfu¨hrer‘ sowie ins-
besondere der Bankmanager gefordert, die ihr Handeln wieder weniger am
Shareholder Value und mehr an den Regeln des ehrbaren Kaufmanns aus-
richten sollten, auch wenn dies sicher nicht alles sein kann (siehe z.B. EKD,
2008).
Im Folgenden soll zuna¨chst auf die Versa¨umnisse eingegangen werden,
die sich die Wirtschaftswissenschaften tatsa¨chlich vorhalten lassen mu¨ssen
(Abschnitt 2). Danach wird auf weitere Vorwu¨rfe eingegangen, die ihnen ge-
genu¨ber erhoben werden, wobei insbesondere das o¨konomische Verhaltens-
modell und Fragen der Mathematisierung sowie derWertfreiheit der Sozialwis-
senschaften behandelt werden (Abschnitt 3). Es zeigt sich, dass diese Vorwu¨rfe
kaum haltbar sind. Im 4. Abschnitt wird nach der angemessenen Rolle des
Staates und des Wettbewerbs gefragt, im 5. Abschnitt, welche Konsequenzen
von der Wirtschaftstheorie zu ziehen sind, und im 6. Abschnitt, welche Hand-
lungsmo¨glichkeiten uns derzeit zur Bewa¨ltigung der Wirtschaftskrise offen
stehen. Zum Abschluss wird gefragt, inwiefern tatsa¨chlich von einer ,Krise der
Wirtschaftswissenschaft‘ gesprochen werden kann (Abschnitt 7).
2. Versa¨umnisse der Volkswirtschaftslehre
Es ist wohl kaum zu bestreiten, dass sich die (universita¨re) Wirtschaftswissen-
schaft Versa¨umnisse vorhalten lassen muss.10 Zwar wurde gesehen, dass die
Blase am amerikanischen Immobilienmarkt eines Tages platzen wu¨rde und
dass es fu¨r diesen Markt und mo¨glicherweise auch fu¨r die amerikanische Wirt-
schaft zu erheblichen Problemen kommen ko¨nnte, aber kaum jemandem kam
in den Sinn, dass daraus zuna¨chst eine allgemeine Finanzkrise und anschlie-
ßend, ein Jahr spa¨ter, eine weltweite Wirtschaftskrise entstehen ko¨nnte, die
Millionen von Arbeitspla¨tzen vernichtet.11 Die Verbriefung von Hypotheken
und der Handel mit derartigen ,strukturierten Produkten‘ wurden als Innova-
tion der Finanzmarktindustrie positiv bewertet, und es wurde nicht gesehen,
dass sich daraus im Falle einer allgemeinen Krise der Finanzma¨rkte besondere
9. Siehe z.B. Knellwolf, Sind HSG-Studenten ,falsch programmierte‘ Roboter?, Tagesanzei-
ger vom 8. April 2009 (http://www.tagesanzeiger.ch/schweiz/standard/Sind-HSGStudenten-
falsch-programmierte-Roboter/story/25264066 (18/05/09)).
10. Zu den Versa¨umnissen derWirtschaftswissenschaften und den Lehren, die daraus bzw. aus der
jetzigen Krise zu ziehen sind, siehe auch Acemoglu (2009) sowie Schneider und Kirchga¨ssner
(2009).
11. Auf die Entstehung der Finanz- und Wirtschaftskrise soll hier nicht genauer eingegangen
werden. Sie hierzu z.B. Eichengreen (2008, 2008a), Congleton (2009), Herzog (2009) sowie
Adams (2009).
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Gefahren ergeben ko¨nnten. Die Koppelung der Einkommen der Manager an
den Aktienkurs, die ganz im Sinne anreizkompatibler Mechanismen ist, wie
sie von der Prinzipal-Agenten-Theorie vorgeschlagen werden, wurde als posi-
tiv angesehen, da der Aktienkurs den langfristigen Wert eines Unternehmens
spiegle und die Manager so ein Interesse daran ha¨tten, diesen langfristigen
Wert zu steigern. Tatsa¨chlich aber hat sich daraus fu¨r die Manager ein An-
reiz zur kurzfristigen Steigerung des Aktienkurses ergeben, die ha¨ufig ohne
Ru¨cksicht auf die langfristigen Auswirkungen betrieben wurde.
Auch wurden vielleicht nicht einmal so sehr die Selbstheilungs-
kra¨fte der Ma¨rkte u¨ber- als vielmehr die Konsequenzen, die mit sol-
chen ,Heilungsprozessen‘ verbunden sind, unterscha¨tzt. Kaum jemand, weder
die verantwortlichen Politiker noch die Wissenschaftler, du¨rfte jene Folgen
erwartet haben, die sich aus dem Zusammenbruch von Lehman Brothers er-
gaben. Andernfalls ha¨tte man diese Bank wohl gerettet. Auch wurde die kri-
minelle Energie von Managern, aber auch von anderen Handlungstra¨gern im
Wirtschaftsprozess unterscha¨tzt, obwohl man dies seit dem Enron-Skandal zu
Beginn dieses Jahrzehnts eigentlich besser ha¨tte wissen mu¨ssen (Healy und
Palepu, 2003). Dass Menschen mit dem Versprechen auf zuku¨nftige Wertstei-
gerungen Hypotheken verkauft wurden, obwohl man wusste, dass sie kaum
je in der Lage sein konnten, die daraus entstehenden dauerhaften Lasten zu
tragen, ist wohl kaum strafrechtlich relevant, aber zumindest moralisch ver-
werflich. Das Motiv dafu¨r war Gewinnsucht, d.h. jenes Motiv, welches in
der Wirtschaftstheorie den Unternehmern u¨blicherweise unterstellt wird. Of-
fensichtlich ist das Gewinnmotiv nicht ganz so unschuldig, wie wir in der
Volkswirtschaftslehre gewo¨hnlich unterstellen.12
Dass ausgerechnet die Finanzma¨rkte zusammenbrachen (bzw. durch In-
terventionen des Staates vor dem vo¨lligen Zusammenbruch bewahrt werden
mussten), ist besonders bemerkenswert. Schließlich werden sie von der o¨ko-
nomischen Theorie als Beispiele fu¨r besonders effiziente Ma¨rkte hingestellt; in
ihnen wu¨rden neue Informationen sofort verarbeitet, und sie seien deshalb
praktisch immer im Gleichgewicht (oder zumindest sehr nahe daran). Folgt
man der auf Fama (1970) zuru¨ck gehenden ,Theorie effizienter Ma¨rkte‘, dann
ha¨tten in diesen Ma¨rkten die wenigsten Gru¨nde fu¨r ein Eingreifen des Staates
gegeben sein du¨rfen.13
Schließlich wurde kein Einspruch erhoben, als Bankmanager Renditen bis
zu 25 Prozent forderten und auch anstrebten. In einer Wirtschaft, die langfris-
tig durchschnittliche reale Wachstumsraten zwischen ein und zwei Prozent
aufweist, sind solche Renditen nur dann erzielbar, wenn man extrem hohe
Risiken eingeht. Dies gilt auch dann, wenn ein Sektor u¨berproportional stark
wa¨chst und wenn man in Rechnung stellt, dass die Kapitalrendite langfristig
12. Zur gesellschaftlichen Rolle des Gewinnmotivs sowie zum Fortschritt, den es gegenu¨ber an-
deren Motiven brachte, siehe Hirschman (1977).
13. Zur problematischen Rolle dieses Ansatzes siehe die entsprechenden Ausfu¨hrungen in den
oben in Fußnote 2 angegebenen Artikeln des Economist.
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deutlich u¨ber der Wachstumsrate der Gesamtwirtschaft liegt. Gerade bei Ban-
ken ist zu fragen, inwieweit sie solche Risiken eingehen sollen. Diese Frage aber
wurde nicht gestellt; vielmehr wurden diemit solchen Strategien verbundenen
Risiken nicht nur von Bankmanagern, sondern auch von derWirtschaftspresse
sowie von vielen O¨konomen schlicht ausgeblendet.
Diese (und mo¨gliche andere) Versa¨umnisse sollten es verbieten, ausschließ-
lich anderen die Schuld zuzuschieben und nicht zuzugestehen, dass auch die
Wissenschaft ihren Teil zum Entstehen der Wirtschaftskrise beigetragen hat.
Tatsa¨chlich aber geschieht dies. Viele O¨konomen suchen heute die Schuld aus-
schließlich bei anderen. So sieht z.B. der Kronberger Kreis, ein einflussreiches
privates Gremium rechts-liberaler deutscher Wirtschafts- und Rechtsprofes-
soren, in seiner Stellungnahme zur Finanzmarktkrise die Schuld ausschließ-
lich beim Verhalten der Bankmanager sowie vor allem bei der Politik. Dabei
wird nicht nur die amerikanische Geldpolitik unter Alan Greenspan wegen
der niedrigen Zinsen kritisiert, sondern auch jene der Europa¨ischen Zentral-
bank.14 Nun ist inzwischen unstrittig, dass die amerikanische Geldpolitik mit
zur heutigen Situation beigetragen hat, was auch Alan Greenspan inzwischen
eingera¨umt hat.15 Vielleicht ha¨tte man aber vom Kronberger Kreis erwarten
du¨rfen, dass er fru¨her auf die mit dieser Politik verbundenen Probleme auf-
merksam gemacht ha¨tte. In all den vielen Stellungnahmen, die dieses Gremi-
um in den vergangenen Jahren herausgegeben hat und die regelma¨ßig ,,Mehr
Markt“ in den verschiedensten gesellschaftlichen Bereichen forderten, findet
sich daru¨ber oder auch zum Problem einer sinnvolleren Regulierung der Fi-
nanzma¨rkte nichts. Spa¨testens in der im Januar 2009 vero¨ffentlichten Stellung-
nahmemit dem Titel ,,Lehren der Finanzmarktkrise“ ha¨tte man auch Aussagen
daru¨ber erwarten du¨rfen, wo die Versa¨umnisse der Wirtschaftswissenschaften
sind und welche Lehren diese aus der Krise ziehen sollten. Diesbezu¨glich ist je-
doch Fehlanzeige. Heute die Schuld nur bei anderen zu suchen, nachdemman
zuvor weder an der Politik des Federal Reserve noch an jener der Europa¨ischen
Zentralbank etwas auszusetzen hatte, ist nicht gerade u¨berzeugend.
Auch vom deutschen Sachversta¨ndigenrat ist nicht bekannt, dass er sich
der Gefahren bewusst gewesen wa¨re, die sich (unter anderen fu¨r Deutsch-
land) aus einem Zusammenbruch der amerikanischen Immobilienblase erge-
ben ko¨nnten. Zwar wurde im Jahresgutachten 2004/5 (Ziffer 79, S. 44ff.; Ziffer
118, S. 118ff.) auf die a¨ußerst expansive Geldpolitik der Vereinigten Staaten
hingewiesen, aber bei der Diskussion der damit verbundenen Risiken wurden
14. Interessant ist dieser Vorwurf auch deshalb, weil gerade die Europa¨ische Zentral-
bank sich in den vergangenen Jahren teilweise gegen den Vorwurf verteidigen muss-
te, mit ihren im internationalen Vergleich hohen Zinsen der Konjunktur und da-
mit auch der Bescha¨ftigung in Europa zu schaden. Siehe hierzu z.B. S. Riecher,
EZB erho¨ht Leitzins: Ho¨chster Stand seit 2001, Die Presse vom 8. Ma¨rz 2007.
(http://diepresse.com/home/wirtschaft/boerse/289548/index.do (11/06/09).)
15. Siehe hierzu z.B. Andrews, Greenspan Concedes Error on Regulation, New York Times vom
23. Oktober 2008. (http://www.nytimes.com/2008/10/24/business/economy/24panel.html
(11/06/09).)
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weder die Finanz- noch die Hypothekenma¨rkte erwa¨hnt. Im Jahresgutach-
ten 2005/6 (Ziffer 88, S. 50) wird zumindest auf die Gefahren aufmerksam
gemacht, die mit einem Preisverfall auf den Immobilienma¨rkten in mehre-
ren La¨ndern verbunden sein ko¨nnten, in denen die Immobilienpreise zuvor
stark angestiegen sind, insbesondere auf einen dort zu erwartenden markan-
ten Ru¨ckgang beim privaten Konsum. Erwa¨hnt werden in diesem Zusammen-
hang neben den Vereinigten Staaten Großbritannien, Frankreich, Spanien und
Su¨dkorea. Im Jahresgutachten 2006/7 (Ziffer 61, S. 37; Ziffer 122, S. 86f.) wird
zwar ein deutlicher Ru¨ckgang der Nachfrage nach Immobilien in den Verei-
nigten Staaten sowie der Preise auf diesem Markt konstatiert, aber wegen der
wieder steigenden Hypothekenantra¨ge fu¨r Hauska¨ufe bereits eine Erholung
der Nachfrage vermutet. Erst im Jahresgutachten 2007/8, in welchem sich der
Sachversta¨ndigenrat ausfu¨hrlich mit den Problemen des internationalen Fi-
nanzsystems auseinandersetzt (Kapitel 3, Ziffern 125 – 250, S. 88ff.), wird auch
darauf hingewiesen, dass sich als Folge davon das weltwirtschaftliche Umfeld
eintru¨bt, weshalb fu¨r den deutschen Außenhandel Probleme erwartet werden.
Aber selbst damals, d.h. als die Krise bereits in vollem Gang war, wurde auch
nicht ansatzweise damit gerechnet, dass das U¨berschwappen der Finanzkrise
in den realen Sektor derartige Verwerfungen nach sich ziehen ko¨nnte. Dies
zeigt sich z.B. in den Prognosen der zuku¨nftigen wirtschaftlichen Entwick-
lung, die damals fu¨r die zweite Ha¨lfte des Jahres 2008 zwar etwas verhaltener
als zuvor, aber immer noch positiv waren (Ziffer 1, A. 1), obwohl, wie wir
heute wissen, bereits im 2. Quartal 2008 ein Ru¨ckgang zu verzeichnen war.16
Mit diesen Fehlprognosen war der Sachversta¨ndigenrat freilich nicht allein.
Noch im April 2008 prognostizierte die Projektgruppe Gemeinschaftsdiagnose
fu¨r Deutschland fu¨r das laufende Jahr ein reales Wachstum von 1,8 und fu¨r
2009 von 1,4 Prozent.17 Und ganz generell muss man feststellen, dass selbst in
jenem Jahr, welches zwischen dem Ausbruch der Finanzkrise im Sommer 2007
und der Ausbruch der Wirtschaftskrise im Sommer 2008 lag, kaum ein O¨ko-
nom sich dessen bewusst war, dass aus der Finanzkrise eine Wirtschaftskrise
diesen Ausmaßes entstehen wu¨rde (siehe auch Wyplosz, 2009, S. 6).
Es wa¨re freilich zu billig, (nur) den deutschen Institutionen Versagen bei
den Prognosen vorzuwerfen. Zum einen waren die Prognosen vergleichbarer
La¨nder sowie internationaler Institutionen nicht besser. So prognostizierte die
OECD noch im Juni 2008 fu¨r alle ihre La¨nder positive Wachstumsraten fu¨r die
Jahre 2008 und 2009; die einzige Ausnahme war Island, fu¨r dessen Wirtschaft
fu¨r das Jahr 2009 ein Ru¨ckgang um0,4 Prozent vorausgesagt wurde (OECD Eco-
nomic Outlook 83, 2008/1, S. 239). Andererseits kann man nach derartigen
Fehleinscha¨tzungen nicht einfach zur Tagesordnung u¨bergehen, die Schuld
anderen zuschieben und geflissentlich u¨bersehen, dass man selbst (zumindest
16. Siehe hierzu die saisonbereinigten Werte in http://www.bundesbank.de/download/statistik/
saisonbwirt/i414.pdf (11/06/09).
17. http://www.ifw-kiel.de/wirtschaftspolitik/konjunkturprognosen/konjunkt/2008/gd08-
01.pdf, S. 77 (11/06/09).
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weitgehend) den gleichen Fehleinscha¨tzungen unterlegen ist wie die Politiker
und die verantwortlichenWirtschaftsfu¨hrer und dass man deshalb auch einen
Teil der Verantwortung zu tragen hat. Nur darum geht es. Daraus folgt aber,
dass man sich und der O¨ffentlichkeit gegenu¨ber die gemachten Fehler einge-
stehen und eine offene Diskussion daru¨ber fu¨hren sollte, wie darauf nicht nur
von Seiten der Politik, sondern auch von Seiten der Wissenschaft zu reagieren
ist (siehe dazu etwa Acemoglu, 2009; Lechner, 2009).
Dies kann freilich nicht heißen, dass man jetzt zuna¨chst einmal ganz auf
Prognosen verzichtet, wie Klaus Zimmermann, der Leiter des Deutschen Insti-
tuts fu¨r Wirtschaftsforschung in Berlin, ku¨rzlich angeregt hat.18 Dass Progno-
sen dann besonders schwierig sind, wenn man sie am No¨tigsten ha¨tte, dieses
Dilemma der Prognosen ist lange bekannt (Borchardt, 1979). Ganz abgesehen
davon, dass er nicht durchfu¨hrbar ist, macht der Vorschlag, auf Prognosen
vorla¨ufig vollsta¨ndig zu verzichten, auch keinen Sinn. Man wu¨rde sich da-
mit wie ein Mann verhalten, der des Nachts bei Neumond nach dem Weg
sucht und seine Taschenlampe ausschaltet, weil deren Licht relativ schwach ist.
Auch wenn nicht sicher ist, dass er seinen Weg mit der Taschenlampe findet,
spricht doch nichts dafu¨r, dass er es ohne Lampe besser schafft. Daher sollte
man der Wirtschaft auch jene Orientierungshilfen, die man zu Verfu¨gung hat,
nicht vorenthalten, selbst wenn sie nur schwach sind. Wenn sich andererseits
die großen, in erheblichem Umfang von der o¨ffentlichen Hand unterstu¨tzten
Wirtschaftsforschungsinstitute ,freiwillig‘ darauf versta¨ndigen wu¨rden, in der
na¨chsten Zeit keine Prognosen zu vero¨ffentlichen, wu¨rden vermutlich andere
in dieses Gescha¨ft einsteigen. Geht man von der (hoffentlich gerechtfertigten)
Vermutung aus, dass diese großen Institute im Allgemeinen ,bessere‘ Progno-
sen liefern als andere, mu¨sste man erkla¨ren, weshalb die Situation dadurch
besser werden sollte, dass schlechte durch (noch) schlechtere Prognosen er-
setzt werden. Dafu¨r eine Rechtfertigung zu finden, du¨rfte schwierig sein.
3. Angriffe auf die Volkswirtschaftslehre
Auch wenn man zugesteht, dass neben den wirtschaftlichen und den staat-
lichen Akteuren auch die Wirtschaftswissenschaft bzw. ihre (akademischen)
Vertreter eine Mitschuld an der gegenwa¨rtigen Finanz- und Wirtschaftskrise
hat, ko¨nnen dadurch die heftigen Angriffe von links wie von rechts zumindest
in ihrem Absolutheitsanspruch noch lange nicht gerechtfertigt werden. Wenn
z.B. (wie ku¨rzlich in St. Gallen) das Dach einer erst vor kurzem errichteten
Sporthalle einstu¨rzt, wird man untersuchen, wo die Konstruktionsfehler gele-
gen haben, um ein solches Unglu¨ck in Zukunft zu vermeiden, aber man wird
deshalb nicht das ganze Gebiet der technischem Statik oder schon gar nicht
18. Zur Diskussion dieses Vorschlags siehe das ,Zeitgespra¨ch‘ in Wirtschaftsdienst 89 (Februar
2009), S. 79 – 100.
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die gesamte Physik als u¨berholungsbedu¨rftig ansehen. A¨hnliches sollte auch
fu¨r die O¨konomie gelten.
Der Volkswirtschaftslehre wird ha¨ufig vorgeworfen, dass sie in ihren Ana-
lysen das Modell des Homo oeconomicus verwendet. Nun ist das moderne
Konzept des o¨konomischen Verhaltensmodells nicht so eindimensional, wie
gerne unterstellt wird (Kirchga¨ssner, 2008). In seiner allgemeinsten Form liegt
es vielmehr jeder sozialwissenschaftlichen Verhaltens- bzw. Handlungstheo-
rie zugrunde, die sich als eine verstehende Theorie im Sinne von Max Weber
sieht. Der o¨konomische Ansatz geht davon aus, dass die Menschen Intentio-
nen haben (bzw. mit ihren Handlungen Ziele verfolgen), dass sie in ihren
Handlungen beschra¨nkt sind, dass sie immer nur unvollsta¨ndig informiert
sind sowie dass sie, gegeben all dies, versuchen, ihre Ziele nach Mo¨glichkeit
zu erreichen. Mit diesem Modell versucht der individualistisch vorgehende
Sozialwissenschaftler die Handlungen der Individuen sowie insbesondere die
sich aus diesen Handlungen ergebenden gesellschaftlichen Auswirkungen zu
erkla¨ren. Dabei sind die nicht-intendierten Nebenwirkungen von besonderem
Interesse; sie sind der wesentliche Grund fu¨r die Eigensta¨ndigkeit der Sozialwis-
senschaften, insbesondere auch der O¨konomie und der Soziologie, gegenu¨ber
der Psychologie (Kirchga¨ssner, 2008, S. 21f.).
In der vereinfachten Version dieses Ansatzes, wie sie sich in den
Lehrbu¨chern der mikroo¨konomischen Theorie findet, wird den Unternehmen
(ausschließlich) Gewinnmaximierung unterstellt. Damit wird das Gewinnstre-
ben nicht legitimiert; diese Annahme besagt weder, dass es moralisch gut,
noch, dass es verwerflich ist: Es steht einzig zur Diskussion, ob diese Abstrakti-
on von der Komplexita¨t menschlichen Verhaltens insofern sinnvoll ist, als sie
die Entwicklung empirisch gehaltvoller Theorien erlaubt. Dies wird heute im
Rahmen der verhaltenstheoretischen O¨konomie in Frage gestellt. Tatsa¨chlich
ist das Gewinnmotiv nicht so ausschließlich gu¨ltig, wie dies die mikroo¨kono-
mische Theorie der Firma zumindest in ihren einfachen Varianten zu sugge-
rieren scheint. Andererseits ist dieses Motiv ha¨ufig sta¨rker wirksam, als man
eigentlich annehmen sollte. Wenn in der jetzigen Krise von Gier gesprochen
wird, bedeutet dies ja nur, dass dieses Motiv extrem stark wirksam war. Man
kann der Volkswirtschaftslehre daher kaum vorwerfen, dass sie diese Annah-
me macht. Schließlich handeln die Manager ja nicht so, weil die o¨konomische
Theorie ihnen dies unterstellt, sondern die Theorie unterstellt ihnen dies, weil
sie so handeln. Hier du¨rfen Ursache und Wirkung nicht verwechselt werden.
Umstritten ist auch die Rolle des Wettbewerbs imWirtschaftsprozess. Wett-
bewerb hat – wie alles – positive und negative Auswirkungen. Vertreter der
rechts-liberalen Position unterscha¨tzen oder negieren ha¨ufig sogar seine nega-
tiven und sehen nur die positiven Auswirkungen,19 wa¨hrend Vertreter linker
19. Siehe z.B. Siebert (1998, S. 63) unter Verweis auf John Stuart Mill (1871, S. 452): ,,Ich will
hiermit nicht behaupten, dass mit der Konkurrenz keine Misssta¨nde verbunden sind . . . .
Wenn aber der Wettbewerb seine U¨bel hat, so verhindert er doch gro¨ßere.“
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Positionen seit jeher vor allem die Kosten des Wettbewerbs betrachten und
ha¨ufig auch seine Ausschaltung fordern.20 Dabei u¨bersehen letztere, dass sich
Wettbewerb ha¨ufig evolutiona¨r entwickelt und nicht einfach an- oder ab-
schalten la¨sst. Versucht man den Wettbewerb an einer Stelle zu unterdru¨cken,
taucht er ha¨ufig an anderer Stelle wieder auf und hat dabei mo¨glicherweise
noch negativere Konsequenzen. Staatliche Eingriffe in den Wettbewerb sind
daher zwar mo¨glich, aber teilweise nur mit ungewissem Ausgang; sie sollten
deshalb gut u¨berlegt sein (Kirchga¨ssner, 2009).
Andererseits kann eine Verringerung des Wettbewerbs die o¨konomische Ef-
fizienz auch steigern. Nahezu jede Fusion wird damit begru¨ndet, dass durch
den Wegfall von Doppelspurigkeiten Synergien genutzt werden ko¨nnen. Dies
bedeutet nichts anderes, als dass damit die durch Wettbewerb entstehenden
Kosten reduziert werden. Und schließlich zeigt das Beispiel der Geba¨udeversi-
cherungen gegen Elementar- und Feuerscha¨den in der Schweiz, dass ein staat-
liches Monopol unter Umsta¨nden effizienter arbeiten kann als private Ver-
sicherungen, die miteinander konkurrieren; fu¨r gleiche Leistungen sind die
Pra¨mien dort signifikant niedriger. Es gibt deshalb in der Schweiz heute kaum
mehr Bestrebungen, die in 19 Kantonen bestehenden kantonalen Gebietsmo-
nopole zu privatisieren und in diesen Ma¨rkten Wettbewerb privater Versiche-
rungen zuzulassen.21 Auch wu¨rden die Stimmbu¨rgerinnen und Stimmbu¨rger
dies kaum zulassen. Dagegen hat die Kommission der Europa¨ischen Gemein-
schaften durch einen Beschluss vom 18. Juni 1992 solche Gebietsmonopole
fu¨r unzula¨ssig erkla¨rt, was z.B. in Baden-Wu¨rttemberg und Hamburg zur Ab-
schaffung der dort existierenden Gebietsmonopole und in der Folge zu deut-
lichen Pra¨mienerho¨hungen gefu¨hrt hat (von Ungern-Sternberg, 2002). Der
tiefere Grund dafu¨r, dass die staatlichen Monopole ihre Leistungen gu¨nsti-
ger anbieten ko¨nnen, ist, dass es in diesem Bereich keinen technischen Fort-
schritt gibt, weshalb die dynamischen Aspekte des Wettbewerbs wegfallen.
Sind nur die statischen Aspekte relevant, kann ein o¨ffentliches Monopol
die gewu¨nschten Leistungen u.U. effizienter anbieten als private Firmen im
Wettbewerb.
Im Zentrum der Kritik an der modernen Wirtschaftswissenschaft
steht jedoch insbesondere von Seiten der ,Ordnungso¨konomen‘ deren
20. Siehe hierzu das klassische Zitat von Engels (1845, S. 306): ,,Die Konkurrenz ist der vollkom-
menste Ausdruck des in der modernen bu¨rgerlichen Gesellschaft herrschenden Kriegs Aller
gegen Alle. Dieser Krieg, ein Krieg um das Leben, um die Existenz, um alles, also auch im Not-
falle ein Krieg auf Leben und Tod, besteht nicht nur zwischen den verschiedenen Klassen der
Gesellschaft, sondern auch zwischen den einzelnen Mitgliedern dieser Klassen; jeder ist dem
andern im Wege, und jeder sucht daher auch alle, die ihm im Wege sind, zu verdra¨ngen und
sich an ihre Stelle zu setzen.“ Aber auch nicht-marxistische Autoren stehen dem Wettbewerb
kritisch gegenu¨ber, wie z.B. Hengsbach (1995, S. 49).
21. Wa¨hrend in 19 Kantonen kantonale Gebietsmonopole bestehen, gibt es in sieben Kantonen
(sowie im Fu¨rstentum Liechtenstein) in diesem Markt Wettbewerb zwischen den privaten
Versicherungsunternehmen. Zu den Gru¨nden, weshalb die kantonalen Monopole niedrigere
Pra¨mien anbieten ko¨nnen, siehe Kirchga¨ssner (2007).
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Mathematisierung.22 Dabei ist die Mathematik nichts anderes als eine ex-
akte Sprache, die es erlaubt, die Bedingungen, unter denen bestimmte Aus-
sagen Gu¨ltigkeit haben, genau anzugeben. Dies mag hinderlich sein, wenn
man sowieso zu wissen glaubt, wie die Wirklichkeit funktioniert, und sich
deshalb nicht mehr geno¨tigt sieht, sich auf detaillierte Analysen einzulassen.
Nun sind mathematische Modelle immer in dem Sinn partiell, dass sie nur
bestimmte Aspekte der Wirklichkeit betrachten und andere ausblenden. Da-
gegen wird ha¨ufig der Anspruch einer gesamtheitlichen Betrachtung ins Feld
gefu¨hrt. Bereits Popper (1944/45) hat jedoch aufgezeigt, dass derartige holis-
tische Anspru¨che gar nicht einlo¨sbar und ha¨ufig nur ein Vorwand zur Ka-
schierung ideologischer Standpunkte sind. Jede realwissenschaftliche Analyse,
sei sie nun mathematisch oder rein verbal, die den Anspruch erhebt, etwas
u¨ber die Wirklichkeit auszusagen, muss notwendigerweise von den meisten
Aspekten der Wirklichkeit abstrahieren und sich einige dieser Aspekte genauer
vornehmen.Wesentlich ist nicht, dass ein Ansatz allumfassend ist, was er auch
gar nie sein kann, sondern dass er die fu¨r die jeweilige Fragestellung relevanten
Aspekte der Wirklichkeit hinreichend korrekt abbildet.
Dagegen kann man einwenden, dass die mathematischen Modelle, welche
das Risiko von Aktivita¨ten im Finanzbereich erfassen sollten und ha¨ufig mit
der Annahme der Normalverteilung der Sto¨rgro¨ßen gearbeitet haben, dieses
Risiko unterscha¨tzt haben, weshalb es u¨berhaupt zur Finanzkrise kommen
konnte (Wyplosz, 2009). Die Schuld daran bei den mathematischen Modellen
zu suchen, greift aber zu kurz. Zum einen wissen wir seit der grundlegenden
Arbeit von Mandelbrot aus dem Jahr 1963, dass Renditen finanzieller Aktiva
nicht normalverteilt sind, sondern ,dicke Enden‘ haben, d.h. dass die Wahr-
scheinlichkeit fu¨r extreme Ereignisse (bei gleichem Mittelwert und gleicher
Varianz) hier deutlich ho¨her ist als bei normalverteilten Daten. Man kann
dies in jedem modernen Lehrbuch der Finanzmarkto¨konometrie nachlesen.
In den letzten Jahrzehnten sind eine ganze Reihe von Ansa¨tzen entwickelt
worden, um solche Verteilungen korrekt abzubilden (Kirchga¨ssner und Wol-
ters, 2006, Kapitel 7). Aber auch bei einer Normalverteilung sind extreme
Ereignisse nicht ausgeschlossen; die Aussage, dass etwas sehr unwahrschein-
lich ist, bedeutet nicht, dass es nicht eintreten kann. Das Problem liegt da-
her weniger in den mathematischen Modellen (und auch nicht unbedingt
in der Annahme der Normalverteilung), als vielmehr in unserer Abneigung,
mit extrem unwahrscheinlichen negativen Ereignissen zu rechnen.23 Diese
22. Siehe z.B. Goldschmidt (2009, S. 14): ,,Weder kann die Mathematik dabei helfen, der O¨kono-
mik ein tragfa¨higes und modernes wissenschaftstheoretisches Fundament zu geben, noch ist
eine an der Mathematik ausgerichtete Wirtschaftswissenschaft geeignet, wirtschaftspolitische
Empfehlungen zu formulieren. Will die Volkswirtschaftslehre auch gesellschaftlich relevante
Einsichten vermitteln und diese in die Politik einbringen, ist die anhaltende Mathemati-
sierung der O¨konomik eine Sackgasse. Stattdessen kann die moderne Ordnungso¨konomik
helfen, hier neue und Erfolg versprechende Wege zu beschreiten.“.
23. Wie Kunreuter und Slovic (1978) gezeigt haben, fu¨hrt diese Abneigung z.B. dazu, dass Versi-
cherungen gegen Flut- und Erdbebenscha¨den ha¨ufig auch dann freiwillig nicht abgeschlossen
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Abneigung versta¨rkt sich, wenn derartige Ereignisse in der (ju¨ngeren) Vergan-
genheit kaum oder gar nicht vorgekommen sind. Andererseits du¨rfte diese
Haltung fu¨r unser allta¨gliches Handeln u¨berlebensnotwendig sein; wir wa¨ren
kaum handlungsfa¨hig, wenn wir immer mit dem Schlimmsten rechneten. Sie
kann jedoch dazu verleiten, sich auch dann so zu verhalten, wenn ein sta¨rke-
res Risikobewusstsein angebracht wa¨re. Dies gilt auch fu¨r Bankmanager und
hat in erheblichem Umfang mit zur Finanzkrise beigetragen. Man kann (und
sollte auch) versuchen, diesemmit Hilfe entsprechender Regulierungen entge-
gen zu wirken. Da diese jedoch immer nur auf im Prinzip bekannte Mo¨glich-
keiten abstellen ko¨nnen, kann damit nicht sicher verhindert werden, dass
unter anderen Bedingungen wieder a¨hnliche Verhaltensweisen die Oberhand
gewinnen.
Zudem hat der Systemtheoretiker Forrester (1971) bereits vor Jahrzehn-
ten darauf aufmerksam gemacht, dass wir die Mathematik und die durch sie
ermo¨glichten komplexen Modelle deshalb beno¨tigen, weil wir mit unseren
mentalen Modellen in aller Regel nicht in der Lage sind, komplexe Zusam-
menha¨nge ada¨quat zu erfassen: Unsere Intuitionen fu¨hren uns ha¨ufig in die
Irre. Er sprach in diesem Zusammenhang vom ,,kontraintuitiven Verhalten
sozialer Systeme“ und spricht sich dabei explizit gegen die alleinige Verwen-
dung ,mentaler Modelle‘, d.h. rein verbaler Analysen gesellschaftlicher Zusam-
menha¨nge aus.24
Schließlich ist die Mathematisierung notwendig, um Hypothesen an der
Wirklichkeit u¨berpru¨fen zu ko¨nnen. Da wir insbesondere im makroo¨konomi-
schen Bereich keine Experimente veranstalten ko¨nnen, beno¨tigen wir statisti-
sche Verfahren, um abgesicherte Aussagen machen zu ko¨nnen. Gerade hier
sind in der ju¨ngeren Vergangenheit erhebliche Fortschritte zu verzeichnen,
und sie haben durchaus wirtschaftspolitische Relevanz. So ist nicht nur die
Geldpolitik unserer Zentralbanken heute ohne die Verwendung gescha¨tzter
makroo¨konometrischer Modelle kaummehr denkbar,25 sondern mit Hilfe neu
entwickelter mikroo¨konometrischer Verfahren konnte z.B. auch gezeigt wer-
den, dass ein erheblicher Teil der Maßnahmen im Bereich der aktiven Arbeits-
marktpolitik wirkungslos oder gar kontraproduktiv ist: Sie verku¨rzen nicht,
sondern verla¨ngern eher die Zeit der Arbeitslosigkeit (Wunsch und Lechner,
2008).
werden, wenn sie stark subventioniert werden und ihr Erwartungswert daher deutlich positiv
ist. Dies ist mit ein Grund fu¨r ein Versicherungsobligatorium gegen Elementarscha¨den, wie
es in den meisten Kantonen der Schweiz besteht.
24. Zudem hat er mit seiner ,Systemdynamik‘ ein Instrumentarium entwickelt, mit welchem sich
nahezu beliebige Probleme mathematisch erfassen lassen. Auch wenn dieser Ansatz nicht alle
von ihm behaupteten Anspru¨che einlo¨st, zeigt er doch, dass die oft geho¨rte Behauptung,
bestimmte soziale Gegebenheiten ließen sich mathematisch nicht erfassen, in den meisten
Fa¨llen voreilig ist. – Zu denMo¨glichkeiten undGrenzen dieses Ansatzes siehe z.B. Kirchga¨ssner
(1978).
25. Siehe hierzu z.B. Jordan, Ranaldo und So¨derlind (2009) fu¨r die Schweizerische Nationalbank
oder Fagen und Morgan (2005) fu¨r die Zentralbanken der EURO-Zone.
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Ein Einwand, der gerade auch immer wieder gegen die Verwendung
gescha¨tzter o¨konometrischer Modelle erhoben wird, ist, dass diese nur die
Vergangenheit widerspiegeln, aber nichts u¨ber die Zukunft aussagen. Ihre
Verwendung bedeute daher kaum mehr als die Extrapolation bestehender
Trends; neue Entwicklungen seien damit nicht zu erfassen (Vogler-Ludwig,
2009). Nun ist weder zu bestreiten, dass man immer nur aus der Vergangen-
heit lernen kann, noch, dass man bei der Anwendung o¨konometrischer Mo-
delle im Rahmen der Wirtschaftspolitik Strukturkonstanz unterstellen muss.
Obwohl das sich dabei stellende Induktionsproblem, auf welches wohl als ers-
ter David Hume aufmerksam gemacht hat, allgemeiner Natur ist, stellt es
sich in den Wirtschaftswissenschaften (sowie auch in den anderen Sozialwis-
senschaften) dann in besonderer Weise, wenn wissenschaftliche Erkenntnisse
zu A¨nderungen der Politik fu¨hren. Da sich damit die Handlungsbedingungen
der Individuen a¨ndern, a¨ndert sich mo¨glicherweise auch deren Verhalten, was
auf die Ergebnisse der Politik zuru¨ckwirken kann.26 Die Theorie rationaler Er-
wartungen bzw. die Verwendung einer Mikrobasis fu¨r makroo¨konometrische
Modelle sind Versuche, diesem Problem zu begegnen (Kirchga¨ssner, 2008,
S. 87).
In der konkreten Situation bestand das Problem darin, dass die Finanz-
marktmodelle an Perioden mit vergleichsweise geringer Volatilita¨t angepasst
wurden, was zu einer Unterscha¨tzung der Risiken und den sich daraus er-
gebenden bekannten Folgen fu¨hrte.27 Ha¨tte man mit sta¨rkeren Ausschla¨gen
gerechnet, ha¨tte man vielleicht andere worst case-Szenarien gerechnet und
sich etwas vorsichtiger verhalten. Es ist freilich offen, ob dies viel bewirkt
ha¨tte. Man hatte ja seit 1987 bereits mehrere gro¨ßere Finanzkrisen erlebt, aber
keine hatte zu einem weltweiten Wirtschaftseinbruch gefu¨hrt. Diese Erfah-
rung du¨rfte ein wesentlicher Grund dafu¨r sein, dass auch nach dem Ausbruch
der Finanzkrise kaum jemand damit gerechnet hat, dass daraus eine verita-
ble Wirtschaftskrise entstehen ko¨nne. Zumindest fu¨r die Schweizer Großbank
UBS gilt zudem, dass mehrfach (u.a. von der Schweizerischen Nationalbank)
Warnungen abgegeben wurden, diese aber von der Gescha¨ftsleitung in den
Wind geschlagen wurden (Ha¨ssig, 2009). Hierfu¨r die mathematischen Model-
le jener Spezialisten verantwortlich machen zu wollen, die weit unten in der
Hierarchie standen, ist zu einfach. Die Verantwortlichen an der Spitze des Un-
ternehmens, die die Gescha¨fte nicht wirklich verstanden, konnten sich – mit
oder ohne mathematische Modelle – offensichtlich nicht vorstellen, welche
Risiken sie eingingen.28
26. Dieses Problem, welches in der O¨konometrie seit den siebziger Jahren diskutiert wird, wurde in
seinen Auswirkungen auf die Verwendung o¨konometrischer Modelle fu¨r wirtschaftspolitische
Zwecke zuerst von Lucas (1976) thematisiert.
27. Zur u¨berscha¨tzten Qualita¨t der Modelle, die zur Abscha¨tzung der Risiken verwendet wurden,
siehe auch Danı´elsson (2008).
28. Hier war wohl eher das Versagen der Rating-Agenturen maßgebend, die die verbrieften
Subprime-Hypotheken zu hoch einstuften.
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Ein Vorwurf, welcher den Modelltheoretikern gemacht werden kann, der
aber kaum die O¨konometrie trifft, ist, dass deren Modelle ha¨ufig mit der Fik-
tion des repra¨sentativen Individuums arbeiten (Kirman, 1992). Auch wenn
dies fu¨r viele Fragestellungen eine geeignete Vereinfachung ist, verhindert
sie doch, dass z.B. Verteilungsaspekte in den Blick geraten. Auch kann ein
solches Individuum nie einen Totalverlust erleiden; in einer Wirtschaftskrise
schrumpfen sein Vermo¨gen (und damit z.B. auch seine Pensionsanspru¨che)
nur um den durchschnittlichen Betrag. Die Probleme und Konflikte, die sich
ausWirtschaftskrisen ergeben, resultieren in aller Regel jedoch daraus, dass die
einzelnen Mitglieder einer Gesellschaft ganz unterschiedlich betroffen sind;
manche verlieren (fast) alles, was sie besitzen, einschließlich ihres Arbeits-
platzes und ihrer Altersvorsorge, wa¨hrend andere davon profitieren. Um dies
vernu¨nftig zu untersuchen, beno¨tigt man Modelle, welche die Heterogenita¨t
der Wirtschaftssubjekte widerspiegeln.
A¨hnlich wie die Kritik an der Mathematisierung greift auch die Kritik am
Wertfreiheitspostulat zu kurz. Dieses Postulat geht auf die ebenfalls bereits von
David Hume thematisierte grundsa¨tzliche Unterscheidung zwischen Sein und
Sollen zuru¨ck, die freilich bis heute immer wieder in Zweifel gezogen wird,
wenn auch mit wenig u¨berzeugenden Argumenten (siehe z.B. Putnam, 2002,
sowie die Kritik daran von Bergstro¨m, 2002). In seiner modernen Variante
besteht das Wertfreiheitspostulat im Kern aus folgenden zwei Behauptungen:
(i) Die Unabha¨ngigkeit der Geltung einer Hypothese von ihrer Genese. Wie
wir zu einer Hypothese gelangen, sagt nichts daru¨ber aus, ob diese
wahr oder falsch ist. Daraus ergibt sich, dass die U¨berpru¨fung von
Hypothesen unabha¨ngig von ihrer Genese zu erfolgen hat.
(ii) Die Unmo¨glichkeit, fu¨r Wertaussagen den gleichen wissenschaftlichen An-
spruch zu erheben wie fu¨r Tatsachenbehauptungen. Dies folgt daraus,
dass Tatsachenbehauptungen im Prinzip an der Wirklichkeit scheitern
ko¨nnen, normative Aussagen aber nicht. Die Rechtfertigung einer nor-
mativen Aussage ist logisch betrachtet etwas anderes als der Nachweis,
dass eine bestimmte Tatsachenbehauptung richtig ist.
Damit wird weder in Frage gestellt, dass Entscheidungen daru¨ber, was ge-
forscht wird, noch, dass die Anwendungen wissenschaftlicher Erkenntnisse
(und damit auch die Umsetzungen derartiger Erkenntnisse im Rahmen der
Wirtschaftspolitik) wertbehaftet sind. Verwendet man die u¨bliche Unterschei-
dung zwischen Entstehungs-, Geltungs- und Wirkungszusammenhang wis-
senschaftlicher Aussagen, dann bezieht sich das Wertfreiheitspostulat, wie
spa¨testens Albert (1956, 1963) in seinen grundlegenden Arbeiten gezeigt hat,
lediglich auf denGeltungszusammenhang. Außerdem ist, worauf insbesondere
Popper (1962) aufmerksam gemacht hat, die Objektivita¨t (bzw. Wertfreiheit)
der Wissenschaften ,,nicht eine individuelle Angelegenheit der verschiede-
nen Wissenschaftler, sondern eine soziale Angelegenheit ihrer gegenseitigen
Kritik“ (S. 112). Ob man zu objektiv gu¨ltigen Aussagen gelangt, ha¨ngt vor al-
lem an der Organisation des wissenschaftlichen Prozesses, der auf eine offene
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Diskussion hin ausgerichtet sein sollte, und weit weniger an der moralischen
Qualifikation der einzelnen Wissenschaftler. Dies gilt selbstversta¨ndlich auch
fu¨r dieWirtschaftswissenschaften (Kirchga¨ssner, 2006). Dass gerade auch O¨ko-
nomen normative und positive Aussagen miteinander vermischen bzw. dass
sie ihre Werturteile als positive Aussagen erscheinen lassen, wenn sie z.B. von
einer Maßnahme behaupten, dass sie ,,rein o¨konomisch betrachtet“ geboten
sei, ist nicht zu bestreiten. Dies gilt auch fu¨r O¨konomen, die z.B. im Rah-
men der Modernen Politischen O¨konomie bzw. der Verfassungso¨konomik
zwar allen anderen Individuen unterstellen, dass diese nur ihre je eigenen
Interessen verfolgen, fu¨r sich selbst aber in Anspruch nehmen, dass sie (unei-
gennu¨tzig) genau jene Maßnahmen vorschlagen, welche den Pra¨ferenzen der
Bevo¨lkerung dienen. Selbstversta¨ndlich ko¨nnen und sollen O¨konomen wie al-
le anderen Staatsbu¨rgerinnen und Staatsbu¨rger auch ihre Vorstellungen in den
politischen Diskurs einbringen, aber im demokratischen Prozess ko¨nnen sie,
was Wertungen anbetrifft, fu¨r sich keine ho¨here Kompetenz als alle anderen
Staatsbu¨rgerinnen und Staatsbu¨rger beanspruchen. Warum sollten ausgerech-
net sie weniger ihre eigenen individuellen Interessen verfolgen als der Rest der
Welt?
Das Konzept der Wertfreiheit ist zudem – richtig verstanden – Bestand-
teil jeder liberalen Gesellschaftsauffassung.Wa¨hrend wir Entscheidungen u¨ber
Tatsachenbehauptungen nicht selbst treffen mu¨ssen, sondern sie (im Prinzip)
der Wissenschaft u¨berlassen ko¨nnen, gilt dies fu¨r Wertaussagen nicht: Wir
ko¨nnen u¨ber sie zwar mit wissenschaftlichen Argumenten diskutieren, aber
wir mu¨ssen letztlich selbst (bzw. in der Gemeinschaft politisch) entscheiden,
welche Werturteile wir als richtig anerkennen wollen. Diese perso¨nliche Ver-
antwortung ko¨nnen wir nicht auf die Wissenschaft abwa¨lzen.
Die in der o¨ffentlichen Debatte vorgebrachten ethischen Argumente bezie-
hen sich zum großen Teil auf individuelles Fehlverhalten: Die Manager wer-
den angeklagt, durch ihre Gier die Krise wesentlich verursacht zu haben. Als
Konsequenz daraus wird ein moralischeres Verhalten der Wirtschaftselite ge-
fordert.29 Es geht damit um eine Forderung der Individualethik. Nun kannman
fu¨r die Funktionsfa¨higkeit unseres politischen wie auch unseres wirtschaftli-
chen Systems auf eine solche nicht vollsta¨ndig verzichten (Kirchga¨ssner, 2008,
S. 183ff.), aber gerade wenn man die heutige Situation aus der Perspekti-
ve der Wirtschaftsethik betrachten will, muss man sich bewusst sein, dass
Wirtschaftsethik sinnvollerweise in erster Linie Institutionenethik sein sollte.
Selbstversta¨ndlich kann man die Art und Weise, wie sich gewisse Manager
29. Siehe z.B.: Dalai Lama: ,,Gier, Spekulation und Intransparenz haben die Krise verursacht“,
manager-magazin.de vom 25. Juni 2009 (http://www.manager-magazin.de/life/artikel/
0,2828,632502,00.html (07/ 07/09)); oder: Bischof Marx geißelt Geldgier der Mana-
ger, Welt-online vom 23. Ma¨rz 2008 (http://www.welt.de/finanzen/article1829353/Bischof_
Marx_geisselt_Geldgier_der_Manager.html (06/07/ 09)); aber auch: F. Wiebe, Das Ma¨rchen
von der Gier, Handelsblatt.com vom 27. Mai 2009 (http://www.handelsblatt.com/finanzen/
finanzmarktprofis/das-maerchen-von-der-gier;2298796 (07/07/ 09)).
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verhalten und selbst bedient haben, mit moralischen Argumenten kritisieren.
Aber derartige Kritik bewirkt selten sehr viel. Entscheidender fu¨r die Finanzkri-
se war, dass die Anreizsysteme so konstruiert waren, dass sie solches Verhalten
nicht nur ermo¨glichten, sondern den Handelnden dabei ha¨ufig auch noch
ein gutes Gewissen verschafften. Abhilfe muss vor allem durch andere An-
reizsysteme geschaffen werden, indem z.B. dem Fixlohn wieder ein gro¨ßeres
Gewicht beigemessen wird und variable Lohnkomponenten an die la¨ngerfris-
tige Entwicklung des Unternehmens geknu¨pft werden (Frey und Osterloh,
2000, 2005). Dafu¨r spricht auch, dass bei Ta¨tigkeiten, die hohe Kreativita¨t
erfordern, u¨berma¨ßige Belohnungen die Leistungsfa¨higkeit stark beeintra¨chti-
gen ko¨nnen; das Denken der Akteure scheint sich dann eher auf das Geld zu
richten, das sie erhalten ko¨nnen, wenn sie ihre Aufgaben gut erledigen, und
weniger auf die Erledigung selbst (Ariely et al., 2009).
4. Die Rolle des Staates
Welche Rolle aber soll der Staat in Zukunft im Wirtschaftsprozess einneh-
men? Dies war bereits in der Vergangenheit eine der zentralen Fragen der
Volkswirtschaftslehre, und sie hat durch die ju¨ngste Entwicklung wieder neu
an Aktualita¨t gewonnen. Schließlich erleben wir derzeit eine Intensita¨t an
Staatseingriffen, wie wir sie noch vor kurzem kaum fu¨r mo¨glich gehalten ha-
ben. Und dies geschieht, nachdem der Staat in den letzten Jahren im Namen
der Liberalisierung von Ma¨rkten und der Privatisierung bisheriger o¨ffentlicher
Produktionen auch auf Dra¨ngen der O¨konomen immer mehr zuru¨ckgedra¨ngt
und dem Markt immer mehr Platz eingera¨umt wurde. Tatsa¨chlich hat wohl
keine Sozialwissenschaft in den letzten Jahrzehnten einen derart großen Ein-
fluss auf die gesellschaftliche Entwicklung in den Industriestaaten gehabt wie
die Volkswirtschaftslehre.
Dabei kommen die Forderungen wieder von zwei Seiten. Zwar sind sich
wohl (fast) alle darin einig, dass die massiven derzeitigen Interventionen des
Staates in den Wirtschaftsablauf keinen Dauerzustand darstellen sollen und
dies auch nicht ko¨nnen, da der Staat damit auf Dauer finanziell vo¨llig u¨ber-
fordert wa¨re. Es wird schon schwierig genug sein, jene Lasten, die in sich
in der Zukunft aus den heute zusa¨tzlich aufgenommenen Schulden ergeben
werden, zu schultern und dabei den inflationa¨ren Gefahren, die sich aus der
Aufbla¨hung der Geldmenge zur Rettung des Finanzsystems ergeben, zu be-
gegnen. Damit aber du¨rfte der Konsens erscho¨pft sein. Die politische Linke,
die ja vor allem ein Versagen der Marktwirtschaft konstatiert, sowie auch wei-
te Teile der politischen O¨ffentlichkeit fordern im Vergleich mit den letzten
Jahrzehnten deutlich versta¨rkte Staatseingriffe. Dagegen wird aus der marktli-
beralen/liberta¨ren Ecke, welche die Schuld ja vor allem den staatlichen Hand-
lungstra¨gern zuweist, eine noch gro¨ßere Zuru¨ckhaltung des Staates gefordert;
es wird allenfalls akzeptiert, dass der (National)Staat einige neue (und bessere)
Regeln fu¨r die Finanzma¨rkte erla¨sst, wa¨hrend z.B. international abgestimmte
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Regulierungen abgelehnt werden.30 Dieses Auseinanderklaffenmag erstaunen,
aber es ist eigentlich nicht u¨berraschend. Wann immer etwas im Wirtschafts-
ablauf schief geht, kann man den Grund sowohl in einem Zuviel als auch
in einem Zuwenig staatlicher Eingriffe suchen, und fu¨r beides wird man im
Allgemeinen plausible Argumente finden. Dies ist ein Preis, den wir dafu¨r
zahlen mu¨ssen, dass wir – zumindest im Bereich der Makroo¨konomik – kei-
ne experimentelle Wissenschaft sind: makroo¨konomische Experimente sind
nie kontrolliert und sollten auch sehr zuru¨ckhaltend eingesetzt werden, da sie
dann, wenn sie schief gehen, enorme gesellschaftliche Kosten haben ko¨nnen.
Angesichts dieser unterschiedlichen Forderungen ist zuna¨chst eine realisti-
sche Einscha¨tzung der Leistungen des Staates sowie ihrer Begrenzungen zu
fordern. Die traditionelle Finanzwissenschaft diskutierte Mo¨glichkeiten des
Marktversagens als Ansatzpunkte und Begru¨ndungen fu¨r staatliche Interven-
tionen. Dabei wurde unterstellt, dass die staatlichen Institutionen – zumindest
in einer Demokratie – das Gemeinwohl fo¨rdern. Public Choice, der o¨konomi-
sche Ansatz zur Erkla¨rung staatlichen Handelns, ging dagegen davon aus, dass
die staatlichen genauso wie die privaten Akteure in erster Linie ihre eigenen
Interessen verfolgen, und thematisierte damit das Staats- bzw. Regierungsver-
sagen. Dagegen wurde der Markt als Institution gesetzt. In den vergangenen
Jahrzehnten hat dieses Denken ganz entscheidend die Wirtschaftspolitik ge-
pra¨gt; ohne diesen ,ideologischen Unterbau‘ ist die Politik weitgehender Priva-
tisierung und Deregulierung, wie wir sie erlebt haben, kaum versta¨ndlich. Li-
berta¨re O¨konomen wie z.B. David Friedman tra¨umen gar (wie einst Karl Marx)
von der Mo¨glichkeit eines allma¨hlichen Absterbens des Staates, auch wenn
dies erst in ferner Zukunft geschehen du¨rfte; sie vertreten die Auffassung, dass
eine Gesellschaft fu¨r ihre Funktionsfa¨higkeit keiner Regierung bedu¨rfe, da alles
u¨ber den Markt geregelt werden ko¨nne.31 Eine realistische Betrachtungsweise
wird beides, Markt- wie Staatsversagen in Rechnung stellen und daraus Regeln
fu¨r staatliches Handeln entwickeln, die beides so weit als mo¨glich einda¨mmen.
Dies gilt fu¨r Krisen, aber auch fu¨r ruhigere Zeiten, wobei das Ausmaß staatlicher
Eingriffe unterschiedlich sein sollte.
In Deutschland wird die Frage nach der Rolle des Staates seit la¨ngerem auch
mit Bezug auf die Banken diskutiert, d.h. ob es u¨berhaupt staatliche Banken
und/oder Bankenmit Staatsgarantie geben soll, und diese Diskussion hat durch
die Finanzmarktkrise versta¨ndlicherweise neuen Auftrieb erhalten. Dabei wird
gerne darauf hingewiesen, dass es in Deutschland wie auch in den Vereinig-
ten Staaten im Wesentlichen staatliche (bzw. halbstaatliche) Institute waren,
die sich im amerikanischen Hypothekenmarkt verspekuliert haben, was dann
30. Siehe z.B. Vaubel, Internationale Absprachen u¨ber die Regulierung der Banken sind weder
notwendig noch sinnvoll, Wirtschaftliche Freiheit (Ordnungspolitischer Blog), 29. 11 2008
(http://wirtschaftlichefreiheit.de/wordpress/?p=233 (02/07/09)).
31. Siehe z.B. Friedman (1996) sowie, noch extremer, Hoppe (2001), der die Auffassung vertritt,
die Funktionen des Staates ko¨nnten letztlich alle durch Versicherungsgesellschaften wahrge-
nommen werden (S. 267ff.).
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in eine Forderung nach Beendigung staatlicher Aktivita¨ten in diesem Bereich,
d.h. der Privatisierung dieser Banken, mu¨ndet. Dabei wird nicht nur u¨berse-
hen, dass in Großbritannien und den Vereinigten Staaten jene Investment-
banken, die sich verspekuliert haben, privat sind (bzw. waren), sondern auch,
dass in der Schweiz ausschließlich die beiden großen Privatbanken durch ihre
Investmentta¨tigkeiten in den Strudel der Finanzkrise geraten sind, wa¨hrend
die kleinen (halb-)staatlichen Kantonal- sowie die Raiffeisenbanken davon zu-
mindest nicht direkt betroffen sind. Offensichtlich kann die Frage, weshalb
diese Risiken eingegangen wurden, nicht unter Verweis auf die o¨ffentlichen
oder privaten Eigentu¨mer beantwortet werden. Wie außerdem das Beispiel
der Solothurnischen Kantonalbank in den neunziger Jahren zeigt, ko¨nnen die
o¨ffentlichen Banken (genauso wie die kleinen Privatbanken) in Konkurs ge-
hen, was fu¨r die großen Privatbanken anscheinend nicht mehr gilt.32 Bei den
Kantonalbanken bezieht sich die Staatsgarantie nur auf den Einlegerschutz,
wa¨hrend die großen Privatbanken offensichtlich eine Bestandsgarantie ha-
ben, da sie, wie das Beispiel von Lehman Brothers zeigt, nicht in Konkurs
gehen ko¨nnen, ohne dass gewaltige Folgescha¨den entstehen. Daher mu¨ssen
sie vom Staat unbedingt am Leben erhalten werden. In kleinen Staaten kann
dies schließlich zu einer Situation fu¨hren, in welcher die Banken nicht nur
zu groß sind, um sie sterben zu lassen, sondern auch, um sie noch retten zu
ko¨nnen, was dann, wie das Beispiel Island zeigt, zu einer allgemeinen Staats-
krise fu¨hren kann.
Sobald man die Frage nach der Rolle des Staates stellt, ergibt sich auch
die Frage nach der Rolle des Wettbewerbs in einer Gesellschaft. Zwar kann
dieser nicht, wie oben ausgefu¨hrt wurde, einfach an- bzw. abgeschaltet wer-
den; er entwickelt sich ha¨ufig evolutiona¨r und gelegentlich auch u¨berhaupt
nicht. Andererseits hat der Staat u¨ber lange Zeit in vielen Bereichen fu¨r sich
ein Monopol reklamiert und damit den Wettbewerb ausgeschaltet, und er
tut dies auch heute noch. Die oben erwa¨hnten kantonalen Geba¨udeversiche-
rungen in der Schweiz sind ein Beispiel dafu¨r. Aus ordnungso¨konomischen
Argumenten kann man argumentieren, dass sich der Staat aus all jenen Aufga-
benfeldern, welche von privaten Akteuren mit einigermaßen befriedigenden
Ergebnissen u¨bernommen werden ko¨nnen, zuru¨ckziehen sollte. Man kann
andererseits auch mit o¨konomischen Effizienzu¨berlegungen argumentieren
und fordern, dass jene Lo¨sung angestrebt wird, die das gleiche Ergebnis mit
den geringsten Kosten herbeifu¨hrt. Analoge Argumente lassen sich auch fu¨r
andere Versicherungen finden. In der Debatte u¨ber die Zukunft der Geba¨ude-
versicherungen, die in den neunziger Jahren in der Schweiz stattfand, wur-
den beide Positionen vertreten, wobei sich die zweite sowohl in der Bevo¨lke-
rung als auch beim Bundesgericht durchsetzte.33 Es scheint auf jeden Fall
sinnvoll zu sein, jenseits fundamentaler Positionen auch u¨ber die Chancen
32. Sowohl bei dem Konkurs staatlicher wie bei der Rettung privater Banken haben freilich letzt-
lich die Steuerzahler die Lasten zu tragen.
33. Bundesgerichtsentscheid 124 I 25 vom 27. Februar 1998.
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und Grenzen des Wettbewerbs neu nachzudenken. Schließlich hat er, auch
wenn dies gerade von O¨konomen ha¨ufig ausgeblendet wird, nicht nur positive
Auswirkungen.34
Interessant ist auch das Zusammenspiel zwischen Wettbewerb und Ko-
operation. Tatsa¨chlich bewegen wir uns fast immer gleichzeitig sowohl
in Kooperations- als auch in Wettbewerbsbeziehungen. Beide ko¨nnen so-
wohl zu positiven als auch zu negativen Ergebnissen fu¨hren.35 So bezeich-
net die ,Grenze‘ einer Firma z.B. im Wesentlichen die Trennung zwischen
Wettbewerbs- und Kooperationsbeziehungen. Innerhalb der Firma dominie-
ren Kooperations-, außerhalb Wettbewerbsbeziehungen. Die Frage, ob man
gewisse Leistungen innerhalb einer Firma selbst erbringt oder von anderen
Firmen bezieht, ha¨ngt auch damit zusammen, ob man sie besser im Rah-
men einer Wettbewerbs- oder eine Kooperationsbeziehung erbringen kann.36
O¨konomen haben traditionell jedoch der Kooperation kaum Beachtung ge-
schenkt. Das mit Abstand am ha¨ufigsten verwendete Modell zur Abbildung
von Beziehungen zwischen Akteuren war und ist das Nash-Gleichgewicht im
Gefangenendilemma, bei welchem Kooperation infolge des Eigeninteresses
der Betroffenen nicht zustande kommt, was, je nach der Situation, zu insge-
samt positiven oder negativen Konsequenzen fu¨hrt. Es blieb im Wesentlichen
der vergleichsweise neuen Entwicklung der Verhaltenso¨konomik (Behavioural
Economics) vorbehalten, aufzuzeigen, dass – entgegen den u¨blichen Annah-
men – selbst in solchen Situationen Kooperation vorkommt (Camerer, 1984).
Und genauso wie Wettbewerb entwickelt sich auch Kooperation zumindest
teilweise evolutorisch (Axelrod und Hamilton, 1981).
Daru¨ber, welche Rolle dem Staat und damit auch dem Wettbewerb in ei-
ner Gesellschaft zukommen soll, wird freilich nicht von den O¨konomen oder
auch anderen Wissenschaftlern entschieden, sondern politisch, wobei diese
ihre Argumente selbstversta¨ndlich in den Diskurs einbringen ko¨nnen. Auf
die letztlich zu treffende Entscheidung sollten sie − zumindest in einer De-
mokratie − jedoch nicht mehr Einfluss haben als andere Bu¨rgerinnen und
Bu¨rger auch. Dabei zeigt die ju¨ngere Erfahrung in der direkten Demokra-
tie der Schweiz, dass letztere in vielen Fa¨llen mehr Staatseingriffe befu¨rwor-
ten als die meisten O¨konomen; schließlich haben sie in ju¨ngerer Zeit eine
ganze Reihe von Deregulierungen und Privatisierungen abgelehnt (Feld und
Kirchga¨ssner, 2003, S. 259ff.). Offensichtlich haben sie in diesen Abstimmun-
gen ihren politischen Kontrollmo¨glichkeiten mehr vertraut als der anony-
men Kontrolle durch Ma¨rkte. In der Demokratie wird man das respektieren
mu¨ssen.
34. Zu den negativen Auswirkungen des Wettbewerbs im Wissenschaftsbereich siehe z.B. Ander-
son et al. (2007).
35. Dies wissen Psychologen seit langem. Siehe z.B. Vallerand, Gauvin und Halliwell (1986) oder
Tauer und Harackiewicz (2004).
36. Siehe hierzu die bahnbrechende Arbeit von Coase (1937).
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5. Weitere Lehren aus der Krise
Die Konsequenzen, die zu ziehen sind, erscho¨pfen sich freilich nicht in einer
Neubewertung der Rollen des Staates und des Wettbewerbs. Andererseits soll-
ten wir als O¨konomen trotz aller Fehler, die wir gemacht haben und die wir uns
zu Recht vorhalten lassen mu¨ssen, das, was wir gelernt haben, nicht ganz ver-
gessen. Fu¨r stark exportorientierte La¨nder wie die Schweiz oder Deutschland
bedeutet dies zweierlei. Zum einen sind diese La¨nder darauf angewiesen, dass
der internationale Handel sich weiter entwickeln kann. Eine Ru¨ckkehr zum
Protektionismus wu¨rde sie sehr viel ha¨rter treffen als andere La¨nder. Glu¨ck-
licherweise sieht es derzeit (noch) nicht danach aus, dass La¨nder harte pro-
tektionistische Maßnahmen ergreifen. Dagegen gibt es durchaus Anzeichen
fu¨r weichen Protektionismus, indem die Staatsbu¨rgerinnen und Staatsbu¨rger
aufgerufen werden, vorwiegend oder gar ausschließlich im Inland produzierte
Waren zu kaufen (Baldwin und Evenett, 2009). Wenn O¨konomen hier bera-
tend ta¨tig werden wollen, sollten sie versuchen, dem Einhalt zu gebieten.
Dabei gebietet es die Ehrlichkeit, von alten Floskeln Abstand zu nehmen,
nach denen Freihandel allen nu¨tzt. Schon im einfachen Ricardo-Modell, wel-
ches nach wie vor das dominierende Modell zur Rechtfertigung internationa-
len Handels ist, gilt zwar, dass sich dann, wenn zwei La¨nder von der Autarkie
zum Freihandel wechseln, beide besser stellen, was aber nicht bedeuten muss,
dass sich auch alle Bewohner beider La¨nder besser stellen. Undwenn ein drittes
Land hinzukommt, kann es sogar sein, dass sich eines der beiden bisherigen
La¨nder wieder verschlechtert, auch wenn es nach wie vor in einer besseren
Situation als jener der Autarkie verbleibt. Um in der O¨ffentlichkeit wieder
ernster genommen zu werden, du¨rfen wir die Tatsache, dass auch wirtschafts-
politische Maßnahmen mit insgesamt positiven Auswirkungen in aller Regel
Verlierer im eigenen Land haben, nicht durch Floskeln wie ,,Langfristig geht
es allen besser“ zu vertuschen suchen.
Zweitens sollte man auch heute, da die konjunkturpolitischen Probleme
fast alles zu u¨berdecken scheinen, nicht vergessen, dass es la¨ngerfristig darauf
ankommt, das Wachstum zu fo¨rdern, wobei dieses Wachstum u¨berdies klima-
vertra¨glich sein sollte. Hau-Ruck-Aktionen sind nicht nachhaltig; sie bewirken
bestenfalls ein kurzfristiges Strohfeuer, indem sie im Wesentlichen Nachfrage
zeitlich verschieben, fu¨hren aber zu zusa¨tzlichen Staatsschulden, die langfristi-
ge Belastungen mit sich bringen. Wenn sie wie die deutsche Verschrottungs-
pra¨mie dazu auch noch umweltscha¨dlich sind, weil die Umwelt in aller Regel
durch die zusa¨tzlich erforderliche Produktion mehr belastet als durch die er-
hoffte Einsparung imCO2-Ausstoß entlastet wird, sind sie ga¨nzlich unsinnig.37
Im Finanzbereich hat der Staat sehr massiv und, soweit bisher abzusehen
ist, zumindest insofern erfolgreich eingegriffen, als der Zusammenbruch des
37. Siehe hierzu auch Sinn, Unsinnige Abwrackpra¨mie, Wirtschaftswoche vom 4. Februar 2009.
(URL: http://www.wiwo.de/politik/unsinnige-abwrackpraemie-385672/ (11/06/09).)
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Interbankenmarktes nicht zum Zusammenbruch des gesamten Finanzsystems
und den sich darauf fu¨r das Wirtschaftssystem ergebenden Folgen gefu¨hrt hat.
Dies geht freilich auf Kosten der Steuerzahler, wobei heute noch nicht abzu-
sehen ist, wie hoch diese Belastung tatsa¨chlich sein wird.38 Befremdlich ist
daran jedoch vor allem, dass von diesen Maßnahmen, deren Berechtigung
kaum in Zweifel gezogen wird, insbesondere jene profitieren, die eine beson-
dere Verantwortung fu¨r die Finanzkrise haben: die Manager und Aktiona¨re
der entsprechenden Bankinstitute. Schließlich kann es sich, wie die Folgen
des Zusammenbruchs von Lehman Brothers gezeigt haben, unter den heu-
tigen Bedingungen kein Staat leisten, eine große Bank in Konkurs gehen zu
lassen. Diese faktische Bestandsgarantie durch den Staat gibt jedoch Anrei-
ze, Risiken einzugehen, die dann, wenn Manager und Aktiona¨re voll haften
wu¨rden, nicht eingegangen wu¨rden.
Um dem abzuhelfen, gibt es (neben verbesserten Regulierungen wie stren-
geren Anforderungen an die Eigenmittel) derzeit im Prinzip zwei Vorschla¨ge.
Zum einen wird gefordert, Banken nicht zu groß werden zu lassen bzw. große
Banken zu zerschlagen, sowie in denVereinigten Staaten vor knapp 100 Jahren
einst Standard Oil zerschlagen wurde. Dann ko¨nnte man sie in Konkurs ge-
hen lassen, ohne erhebliche negative Auswirkungen auf die u¨brige Wirtschaft
befu¨rchten zu mu¨ssen. Dies wird heute nicht nur von linken Kritikern unse-
res Wirtschaftssystems, sondern auch von renommierten (bu¨rgerlichen) O¨ko-
nomen gefordert,39 und auch die Schweizerische Nationalbank (2009) denkt
u¨ber die Mo¨glichkeit einer gezielten Beschra¨nkung der Bankengro¨ße nach. Als
Alternative dazu wird nach Modellen gesucht, wie auch große Banken in Kon-
kurs gehen ko¨nnen, ohne dass dadurch das gesamte Finanzsystem und damit
auch die gesamte Wirtschaft in Schieflage geraten. Dabei sollten die privaten
Guthaben zumindest bis zu einer bestimmten Ho¨he geschu¨tzt sein, die Akti-
ona¨re aber enteignet und das obere Management entscha¨digungslos abgesetzt
werden.40 Die konkrete Ausarbeitung solcher Konzepte wird sicher noch ei-
nige Zeit in Anspruch nehmen und die Schwierigkeiten deutlich machen, die
ihnen entgegen stehen ko¨nnen, aber es ist letztlich nicht nur eine wissen-
schaftliche Herausforderung, sondern auch ein Gebot der Fairness gegenu¨ber
den Steuerzahlern, die letztlich fu¨r die Managementfehler finanziell gerade
stehen mu¨ssen, aber auch gegenu¨ber den Bescha¨ftigten der Banken, die oh-
ne eigenes Verschulden durch u¨berzogene Risikofreudigkeit der Bankmanager
ihren Arbeitsplatz verlieren.41
38. Da dies mit einer erheblichen Ausweitung der Geldmenge verbunden war, wird es mo¨glicher-
weise zum Teil auch u¨ber Inflation auf die Bu¨rgerinnen und Bu¨rger abgewa¨lzt.
39. Siehe hierzu z.B. Boyd und Jagannathan (2009), aber auch Goodhart im Interview mit Die
Zeit Nr. 20 vom 7. Mai 2009, S. 32.
40. Zu einer solchen Forderung siehe z.B. Zu¨rcher und Held, Wie man systemrelevante Großban-
ken besser diszipliniert, Neue Zu¨rcher Zeitung Nr. 104 vom 7. Mai 2009, S. 25.
41. Daneben sind auch jene Fehlanreize zu beseitigen, die fu¨r die Rating-Agenturen bei der Bewer-
tung der strukturierten Produkte bestanden und die wesentlich mit dazu beigetragen haben,
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Interessant ist in diesem Zusammenhang auch die Entwicklung in Irland.42
Durch eine aggressive Niedrigsteuerpolitik hat Irland in den vergangenen Jahr-
zehnten eine außerordentliche wirtschaftliche Entwicklung vollzogen, die frei-
lich zum Teil fiktiv war. Vor einigen Jahren war Irland der Schweiz als Vorbild
hingestellt worden, weil das Bruttoinlandsprodukt pro Kopf dort, gemessen an
seiner Kaufkraft, z.B. im Jahr 2004 um 4,4 Prozent und im Jahr 2005 sogar um
8,0 Prozent ho¨her war als in der Schweiz. Dabei wurde jedoch u¨bersehen, dass
das Einkommen pro Kopf in der Schweiz im Jahr 2004 um 19,9 und im Jahr
2005 um 18,2 Prozent ho¨her als in Irland war: Wa¨hrend das Bruttonational-
produkt in der Schweiz um 7,1 bzw. 9,4 Prozent u¨ber dem Bruttoinlandspro-
dukt lag, betrug es in Irland nur 85,8 bzw. 85,6 Prozent davon.43 Vieles, was
statistisch als Produktion erschien, war nur das Ergebnis von Steuerverschie-
bung: So zahlten z.B. BMW oder Siemens la¨ngere Zeit in Dublin und nicht in
Deutschland Steuern, obwohl hier die Produktion erfolgte.44 Mit dem Zusam-
menbruch der Finanzma¨rkte (und der damit auch in Irland gleichzeitig statt-
findenden Immobilienkrise) geriet auch dieses Modell der Staatsfinanzierung
in die Krise: Wa¨hrend bis zum Jahr 2007 noch Budgetu¨berschu¨sse erwirtschaf-
tet wurden und Irland damals mit 29,9 Prozent im Vergleich zum Bruttoin-
landsprodukt nach Luxemburg das OECD-Land mit der tiefsten Schuldenquo-
te der OECD war (OECD Economic Outlook 83 (2008/2), S. 270), explodiert
jetzt das Defizit und damit auch die Staatsschuld. So erwartet der Internatio-
nale Wa¨hrungsfond fu¨r das laufende Jahr 2009 bereits eine Schuldenquote
von 63,6 Prozent und fu¨r 2014 von 126 Prozent. Dies ist weit mehr als z.B.
fu¨r Frankreich und Deutschland erwartet wird, deren Schuldenquoten fu¨r das
Jahr 2014 auf 89,9 bzw. 91 Prozent prognostiziert werden (IMF, 2009, S. 35).
Es entbehrt nicht einer gewissen Ironie, dass Irland heute Unterstu¨tzung von
der Europa¨ischen Union erwartet, der es noch im letzten Jahr bei der Abstim-
mung u¨ber den Verfassungsvertrag die kalte Schulter zeigte, und insbesondere
auch von Deutschland, das wegen der irischen Niedrigsteuerpolitik erhebliche
Steuerausfa¨lle zu verkraften hatte.45
dass etliche Banken unverantwortlich hohe Risiken eingegangen sind. In diesem Zusam-
menhang werden auch o¨ffentliche Rating-Agenturen gefordert. Siehe hierzu z.B. Diomande,
Heintz und Pollin (2009).
42. Zu Irland siehe z.B. Jungclaussen, Arbeitslos und Abgebrannt in Dublin, Die Zeit Nr. 10 vom
26. Februar 2009, S. 20.
43. Siehe OECD Factbook 2009, S. 37, S. 39. (http://lysander.sourceoecd.org/pdf/factbook2009/
302009011e-02-01-01.pdf, http://lysander.sourceoecd.org/pdf/factbook2009/302009011e-
02-01-02.pdf (08/06/09)).
44. Siehe hierzu So viele Inseln: Die hohen Steuern jagen immer mehr Unternehmen in die
Flucht – Das Ausland lockt mit attraktiven Sa¨tzen und Vergu¨nstigungen, Wirtschaftswoche
Nr. 47 vom 14. November 1996, S. 80 – 101. Zu den Mo¨glichkeiten der Steuerverschiebung
siehe z.B. Mu¨ller (1998).
45. Siehe hierzu: Dey, Ireland ‘could default on debt’, The Sunday Times vom 15. Februar 2009
(http://business.timesonline.co.uk/tol/business/economics/article5733723.ece (11/06/09)).
C© 2009 die Autoren
Journal compilation C© 2009 Verein fu¨r Socialpolitik und Blackwell Publishing Ltd.
457
Gebhard Kirchga¨ssner
Nicht nur fu¨r Island und Irland, sondern auch fu¨r die Schweiz bietet die
Wirtschaftskrise die Chance, Finanz- und Werkplatz wieder in eine sinnvol-
lere Balance zu bringen. Selbstversta¨ndlich sind der Finanzplatz und die dort
erfolgendeWertscho¨pfung wichtig fu¨r die Schweiz, nicht nur aber auch wegen
der Einkommen und Steuern, die dort erwirtschaftet werden. Aber letztlich hat
die Finanzindustrie eine dienende Funktion: sie soll bewerkstelligen, dass das
vorhandene Kapital seinen Weg in die produktivsten Verwendungen findet.
Die zentralen und fu¨r das Wirtschaftswachstum wichtigen Innovationen fin-
den jedoch nur zum geringsten Teil in der Finanzindustrie statt, sondern dort,
wo Gu¨ter und Dienstleistungen produziert werden, die von den Bu¨rgerinnen
und Bu¨rgern um ihrer selbst willen nachgefragt werden bzw. weil sie sich
damit direkt Dienstleistungen verschaffen ko¨nnen, die ihnen Nutzen stiften.
Dort ermo¨glicht der technische Fortschritt dauerhafte quantitative und vor al-
lem qualitative Steigerungen der Produktion. Nicht umsonst vertritt Acemoglu
(2009, S. 4) die Auffassung, ,,hoch qualifizierte Arbeit sollte von der Finanz-
industrie weg hin zu innovativeren Sektoren realloziert werden.“ Dies du¨rfte
auch fu¨r die Schweiz gelten.
Auch bezu¨glich der Altersvorsorge du¨rfte ein gewisses Umdenken ange-
bracht sein. Insbesondere in Deutschland (weniger in der Schweiz) wurde
von liberalen Politikern und O¨konomen in der Vergangenheit der Eindruck
erweckt, die sich wegen des demographischen Wandels bei den heutigen Sys-
temen ergebenden Probleme seien durch einen U¨bergang vom Umlage- zum
Kapitaldeckungsverfahren lo¨sbar, da dann jede und jeder fu¨r sich selbst an-
spare, weshalb demographische Vera¨nderungen praktisch keine Rolle mehr
spielten.46 Dahinter steht die naive Annahme, dass das Modell individuellen
Sparverhaltens auf die Gesellschaft insgesamt u¨bertragen werden ko¨nne. Dem
hat freilich bereits David Ricardo (1817) widersprochen, indem er darauf hin-
wies, dass, sieht man von den Außenbeziehungen ab, in einer Gesellschaft
in jedem Zeitpunkt im Allgemeinen nur das konsumiert werden kann, was
auch produziert wird. Dies bedeutet, dass die Erwerbsta¨tigen immer die Rent-
ner unterhalten mu¨ssen. Steigt der Anteil der Rentner und/oder sinkt jener
der Erwerbsta¨tigen in einer Gesellschaft, dann muss man die Beitra¨ge erho¨hen
und/oder die Renten ku¨rzen, oder das Renteneintrittsalter erho¨hen, was fak-
tisch ebenfalls eine Rentenku¨rzung bedeutet. Dies gilt unabha¨ngig von der Art
der Finanzierung. Dies zeigt sich in der Schweiz, indem bei der zweiten, ka-
pitalgedeckten Sa¨ule der Altersvorsorge nicht nur u¨ber die angemessene Min-
destverzinsung des eingesetzten Kapitals, sondern auch u¨ber den Umwand-
lungssatz diskutiert wird, d.h. daru¨ber, wie hoch die Rente als Prozentsatz des
angesparten Kapitals sein soll. Es ist offensichtlich, dass dieser Umwandlungs-
46. Siehe z.B.: FDP Bundespartei – Sozialkampagne: ,,Das Kapitaldeckungsverfahren hat gegenu¨ber
dem bestehenden Umlageverfahren den Vorteil, dass es o¨konomisch effizienter, das an-
gesparte Vermo¨gen vor politischen Eingriffen relativ sicher und dass es vom demogra-
phischen Wandel weitgehend unabha¨ngig ist.“ (http://www.fdp-bundespartei.de/webcom/
show_article.php?wc_c=450&wc_id=1&wc_p=1& printmode=1 (11/06/09).)
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satz und damit die Rente gesenkt werden muss, wenn die Lebenserwartung
steigt (und das Renteneinstiegsalter nicht nach oben angepasst wird).
Bei genauer Betrachtung ist das Kapitaldeckungsverfahren imWesentlichen
ebenfalls ein Umlageverfahren. Die Erwerbsta¨tigen zahlen in die Versicherung
ein, wa¨hrend die Rentner von ihr Leistungen erhalten. Gleichzeitig werden
Wertpapiere aus den (virtuellen) Depots der Rentner in jene der Erwerbsta¨ti-
gen verlagert. Der Unterschied besteht darin, dass der Kapitalstock im Allge-
meinen eine Rendite abwirft, so dass mehr ausgegeben werden kann als ein-
genommen wird: Es ergibt sich insbesondere bei schrumpfender Bevo¨lkerung
ein etwas gu¨nstigeres Verha¨ltnis zwischen Aus- und Einzahlungen. Daneben
kann sich eine einzelne Kasse durch Vera¨nderung des Kapitalstocks an ihr
spezielles Verha¨ltnis zwischen Rentnern und Erwerbsta¨tigen anpassen, was
freilich fu¨r eine gesamtgesellschaftlich umfassende Kasse wie die Alters- und
Hinterlassenenversicherung (AHV) der Schweiz keine Rolle spielt. Und ob real
tatsa¨chlich mehr verteilt werden kann, ha¨ngt davon ab, ob es durch einen
(partiellen) U¨bergang von Umlage- zum Kapitaldeckungsverfahren insgesamt
zu einer ho¨heren Ersparnis und dadurch zu einem ho¨heren Kapitalstock mit
erweiterten Produktionsmo¨glichkeiten kommt.
Diese ho¨here erwartete Rendite des Kapitaldeckungsverfahrens wird jedoch,
wie die derzeitige Krise drastisch vor Augen fu¨hrt, durch zusa¨tzliche Risiken
erkauft. Die Unterdeckung von Pensionskassen, d.h., dass sie ihre einst ge-
machten Versprechungen nicht halten ko¨nnen, scheint derzeit nicht nur in
der Schweiz, sondern auch in anderen La¨ndern eher die Regel als die Ausnah-
me zu sein (Crossley und Jametti, 2008). Im Extremfall kann fu¨r einen Rent-
ner die gesamte (kapitalgedeckte) Altersvorsorge zusammenbrechen, wenn die
Versicherung in Konkurs geht oder z.B. auch das Geld in Aktien einer Firma
investiert wurde, die bankrott geht. Tatsa¨chlich haben z.B. in den neunziger
Jahren in der Schweiz durch den Zusammenbruch ihrer Firma manche Arbeit-
nehmer nicht nur ihren Arbeitsplatz, sondern auch die Ersparnisse bei ihrer
Pensionskasse verloren. In den Vereinigten Staaten verloren Rentner als Folge
des Platzens der New-Economy-Blase sogar ihre gesamte Rente. Und derzeit
werden wegen der Unterdeckung vieler Pensionskassen auch Rentner zur Kas-
se gebeten. Will man dies ausschließen, bedarf es staatlicher Regulierungen.
Je sta¨rker aber der Staat eingreift (und damit das Risiko verringert), desto ge-
ringer ist auch die erwartete Rendite und damit der potentielle Vorteil des
Kapitaldeckungs- gegenu¨ber dem Umlageverfahren (Zimmermann und Bubb,
2002, S. 24).
All dies spricht nicht grundsa¨tzlich gegen das Kapitaldeckungsverfahrens
zur Finanzierung der Altersvorsorge, insbesondere nicht in einer intelligenten
Kombination mit dem Umlageverfahren, wohl aber fu¨r eine teilweise Umori-
entierung der Diskussion.47 Die o¨konomischenModelle, mit denen die Vorteil-
haftigkeit des Kapitaldeckungs- gegenu¨ber demUmlageverfahren demonstriert
47. Zur Problematik des Kapitaldeckungsverfahrens siehe z.B. Kommission fu¨r Konjunkturfragen
(2005, S. 45ff., S. 64ff.).
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wird und die teilweise sogar die Mo¨glichkeit eines paretoeffizienten U¨bergangs
postulieren, haben dieser Risikokomponente in aller Regel nicht die erforder-
liche Aufmerksamkeit gewidmet. Krisen wie die jetzige mit ihrem Einbruch
auf den Finanzma¨rkten kamen in den U¨berlegungen nicht vor.48 Tatsa¨chlich
aber ist dies die entscheidende Frage, die in Bezug auf das Kapitaldeckungs-
verfahren gesellschaftlich entschieden werden muss: Inwieweit soll das mit
diesem Finanzierungsverfahren verbundene Risiko (auf Kosten der erwarteten
Rendite) verringert werden, und wer soll das unvermeidliche Restrisiko tragen?
Darauf mu¨ssen mo¨glichst bald Antworten gefunden werden, die im Vergleich
zur heutigen Situation zu tragfa¨higeren Lo¨sungen fu¨hren. Ansonsten besteht
die Gefahr, dass das Kapitaldeckungsverfahren in der Bevo¨lkerung weiter dis-
kreditiert wird (Bu¨tler, 2009).
6. Die wirtschaftspolitischen Mo¨glichkeiten
All dies gibt jedoch noch keine Auskunft daru¨ber, was der Staat derzeit u¨ber-
haupt unternehmen kann, um gegen die Krise anzugehen. Zwar beobachten
wir in vielen La¨ndern einen erheblichen Aktivismus, indem der Staat, wie
bereits erwa¨hnt wurde, massiv in den Wirtschaftsablauf eingreift, aber die-
se Eingriffe sind vor allem politisch gefordert und nicht durch theoretische
U¨berlegungen abgedeckt. U¨berhaupt scheinen ja nicht nur die Politiker, son-
dern auch die O¨konomen dieser Krise gegenu¨ber recht hilflos zu sein und,
was auch nicht weiter erstaunlich ist, kaum durchdachte Konzepte vorlegen
zu ko¨nnen. Schließlich wurde mit einer solchen Krise nicht gerechnet. Da-
bei ist andererseits unbestritten, dass der Staat insbesondere in Bezug auf die
Finanzkrise eingreifen musste. Umstritten ist jedoch, wie mit jenen Banken
umgegangen werden soll, die in erheblichem Umfang in die riskanten Papiere
des amerikanischen Hypothekenmarktes investiert hatten, deren Preis heu-
te niemand abzuscha¨tzen vermag. Die Regierungen bzw. Zentralbanken der
verschiedenen La¨nder haben dafu¨r sehr unterschiedliche Lo¨sungen gefunden,
wobei insbesondere offen ist, welche Belastungen sich daraus in der Zukunft
fu¨r die Steuerzahler ergeben bzw. durch Inflation aufgefangen werden.
Wa¨hrend der Staat somit in die Finanzkrise zumindest teilweise erfolgreich
intervenieren konnte und dies auch getan hat, mu¨ssen wir leider einsehen,
dass wir insbesondere in kleinen offenen Volkswirtschaften in der derzeiti-
48. Siehe z.B. Homburg (1990), der u¨berdies noch mit der Figur des repra¨sentativen Individuums
arbeitet und damit Verteilungsprobleme ausschließt. Wie Brunner (1996) gezeigt hat, gibt es
keine Mo¨glichkeit mehr fu¨r einen pareto-effizienten U¨bergang vom Umlage- zum Kapital-
deckungsverfahren, sobald man Verteilungsaspekte innerhalb einer Generation beru¨cksich-
tigt. Bo¨rsch-Supan (2000) geht im Gegensatz zu diesen Autoren zwar auf mo¨gliche Kapital-
marktrisiken ein und akzeptiert deshalb, dass ein Abschlag auf die historisch beobachtbaren
Renditen vorzunehmen ist, aber auch er spricht nicht daru¨ber, wie insbesondere die Rentner
konkret gegen Kapitalmarktrisiken geschu¨tzt werden ko¨nnten.
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gen Wirtschaftskrise nur wenige Mo¨glichkeiten fu¨r Erfolg versprechende akti-
ve staatliche Handlungen haben. Dies gilt auch dann, wenn man von vo¨llig
unsinnigen Maßnahmen wie Abwrackpra¨mien fu¨r Autos, die noch voll funk-
tionsfa¨hig sind, absieht. Ganz allgemein hat die Erfahrung der vergangenen
Jahrzehnte gezeigt, dass die Hoffnungen, die noch in den siebziger Jahren
des vergangenen Jahrhunderts an die Gestaltbarkeit der makroo¨konomischen
Situation mit Hilfe der Globalsteuerung geknu¨pft wurden, weit u¨berzogen wa-
ren; die Programme haben ha¨ufig nur kleine Strohfeuer gezu¨ndet, aber erheb-
liche zusa¨tzliche Staatsschulden hinterlassen.49 Fu¨r die Schweiz aber gilt in
der derzeitigen Krise im Besonderen, dass sie kaum Mo¨glichkeiten hat, einzu-
greifen: Der Grund liegt darin, dass die Krise vor allem die Exportwirtschaft
trifft: Die Auftragseinga¨nge sind in den vergangenenMonaten zumTeil drama-
tisch eingebrochen. Dabei steht die Schweiz nicht allein: Fu¨r Deutschland und
Japan gilt das Gleiche. Staatliche Maßnahmen, welche die Exportwirtschaft
stu¨tzen, sind kaum verfu¨gbar. Sie sind jedoch in der Schweiz noch sta¨rker be-
grenzt als in Japan oder Deutschland, da die stark exportorientierten Branchen
dort in aller Regel auch u¨ber erhebliche Binnenma¨rkte verfu¨gen, was fu¨r die
Schweiz, sieht man einmal von der Pharmaindustrie ab, nicht gilt. Letztere ist
aber vom jetzigen Konjunktureinbruch nicht betroffen. Da der Staat kaum auf
die Nachfrage nach den Produkten der gefa¨hrdeten Betriebe einwirken kann,
bleibt ihm letztlich nichts anderes u¨brig, als Hindernisse, welche Exporten
im Weg stehen, so weit als mo¨glich zu beseitigen und ,gesunde‘ Betriebe bei
der Bewa¨ltigung der Durststrecke in der kommenden Zeit zu unterstu¨tzen. Die
hier bestehenden Mo¨glichkeiten sind durch die Verla¨ngerung des Kurzarbei-
tergeldes sowie die A¨nderungen bei der Exportrisikogarantie im Rahmen der
beiden schon verabschiedeten Konjunkturprogramme des Staates bereits weit-
gehend erscho¨pft. Weitere staatliche Maßnahmen ko¨nnten dann angezeigt
sein, wenn z.B. die Bauindustrie einbrechen wu¨rde. Deren Lage ist zwar auch
nicht mehr so gut wie in den letzten Jahren, aber zum einen kann von einem
Einbruch bisher keine Rede sein, und zum anderen sind die sinnvollen und
in kurzer Zeit realisierbaren Investitionsvorhaben durch die beiden bereits
verabschiedeten Konjunkturprogramme ebenfalls weitgehend ausgescho¨pft,
so dass auch hier kaum mehr Spielraum fu¨r sinnvolle staatliche Aktivita¨ten
besteht.
Steuerliche Maßnahmen, die derzeit insbesondere von bu¨rgerlichen Po-
litikern gefordert werden, sind ebenfalls wenig Erfolg versprechend. Entlas-
tungen bei den Unternehmen ko¨nnen diese zwar langfristig sta¨rken und
damit unter Umsta¨nden zum Wachstum beitragen, aber man kann von ih-
nen derzeit kaum konjunkturelle Impulse erwarten. Letzteres gilt auch fu¨r
tempora¨re Erleichterungen bei den Personensteuern; in der jetzigen Situati-
on du¨rften sie in der Tendenz eher zu einer Erho¨hung der Ersparnis als zu
49. Zur Evaluation der Konjunkturprogramme in den neunziger Jahren in der Schweiz siehe
Atukeren, Henning-Schlag und Voccia (2001).
C© 2009 die Autoren
Journal compilation C© 2009 Verein fu¨r Socialpolitik und Blackwell Publishing Ltd.
461
Gebhard Kirchga¨ssner
einer Steigerung des Konsums fu¨hren, und, soweit sie den Konsum sta¨rken,
du¨rfte dies vor allem langlebige Konsumgu¨ter betreffen, die weitgehend im-
portiert werden. Aber auch von dauerhaften Senkungen sind zumindest bei
der direkten Bundessteuer kaum konjunkturelle Impulse zu erwarten, da sie
extrem progressiv ist, indem die untersten 50 Prozent der Steuerpflichtigen
gerade einmal 2,8 Prozent des Aufkommens generieren, wa¨hrend die obersten
5 Prozent der Steuerzahler 63,5 Prozent des gesamten Ertrags aufbringen.50
Da die marginale Konsumquote mit steigendem Einkommen sinkt und Ein-
bru¨che beim privaten Konsum, die durch steuerliche Maßnahmen ausgegli-
chen werden ko¨nnten, am ehesten bei den unteren Einkommen zu erwarten
sind, ist die direkte Bundessteuer fu¨r konjunkturelle Stu¨tzungsmaßnahmen
kaum geeignet.
Etwas besser sieht es bei der Mehrwertsteuer aus, weil sie die unteren Ein-
kommen relativ sta¨rker belastet. Die Frage ist freilich, wie ein jetzt beschlos-
sener Einnahmeausfall ausgeglichen werden sollte und welche Auswirkungen
dies fu¨r die bei der Mehrwertsteuer erforderlichen ku¨nftigen Reformen haben
wird. Dabei geht die am 12. Juni vom Parlament beschlossene Vereinfachung
in die richtige Richtung; sie ist ein Teil dieser Reformen und lo¨st zudem mit
dem erwarteten Einnahmeausfall von 150 Millionen Franken einen, wenn
auch nur sehr begrenzten konjunkturellen Impuls aus. Auch fu¨r andere Berei-
chewie insbesondere Erleichterungen bei der Familienbesteuerung gilt, dass sie
zwar (in begrenztemUmfang) einen konjunkturellen Impuls auslo¨sen ko¨nnen,
dass die dabei zu erwartenden Aufkommensausfa¨lle jedoch nur dann in Kauf
genommen werden sollten, wenn sie so konzipiert sind, dass sie in die aus an-
deren Gru¨nden erforderlichen Reformen ,passen‘. Letztlich dreht es sich dabei
wieder um die oben bereits erhobene Forderung, bei der Beka¨mpfung dieser
konjunkturellen Krise die la¨ngerfristigen Auswirkungen auf das Wachstum
nicht aus den Augen zu verlieren.
Wir sind damit in einer relativ ungemu¨tlichen Situation, indem wir
zwar einen erheblichen Konjunktureinbruch konstatieren mu¨ssen, aber kaum
Mo¨glichkeiten sehen, wie diesem durch staatliche Maßnahmen sinnvoll be-
gegnet werden ko¨nnte. Zwar verfu¨gt die Schweiz u¨ber ein auch im internatio-
nalen Vergleich gut ausgebautes System automatischer Stabilisatoren, welches
ein noch sta¨rkeres Umsichgreifen der Krise verhindert, aber den o¨ffentli-
chen Instanzen bleibt kaum etwas anderes u¨brig, als Ruhe zu bewahren und
die geplanten Aktivita¨ten weiter durchzufu¨hren, insbesondere die Investitio-
nen. Zwar kann dies auch aufgrund sinkender Steuereinnahmen zu Defiziten
fu¨hren, aber diese Defizite sollten in Kauf genommen werden, da ein prozykli-
sches Verhalten durch Zuru¨ckstellung geplanter Investitionen die Krise weiter
verscha¨rfen wu¨rde.
50. Angaben der Eidgeno¨ssischen Steuerverwaltung fu¨r das Jahr 2005. Dabei ist noch zu beru¨ck-
sichtigen, dass 21 Prozent der Steuerpflichtigen, weil sie unter der Freigrenze liegen, durch
diese Steuer gar nicht belastet werden.
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7. Abschließende Bemerkungen
Ist die Krise derWirtschaft auch eine Krise derWirtschaftswissenschaften?Man
kann dies bejahen, wenn man darauf abhebt, dass wir O¨konomen selbst nach
Ausbruch der Finanzkrise im Jahr 2007 immer noch nicht in der Lage waren,
die sich daraus ergebendenwirtschaftlichen Entwicklungen abzuscha¨tzen, und
dass wir in der derzeitigen Krise relativ hilflos erscheinen. Insofern besteht, wie
oben ausgefu¨hrt wurde, Handlungsbedarf. Manwird es andererseits verneinen,
wennman darunter versteht, dass dieWirtschaftswissenschaften ihren theore-
tischen Ansatz grundsa¨tzlich u¨berdenken mu¨ssen. Die Vorwu¨rfe, die in dieser
Hinsicht erhoben werden, erweisen sich bei na¨herer Betrachtung als weitge-
hend gegenstandslos. Dies gilt fu¨r die Verwendung des o¨konomischen Verhal-
tensmodells genauso wie fu¨r die Mathematisierung der Volkswirtschaftslehre
und fu¨r das Prinzip der Wertfreiheit wissenschaftlicher Erkenntnisse.
Diese Vorwu¨rfe haben freilich Hintergru¨nde, die ernst zu nehmen sind.
Wenn, wie Wyplosz (2009, S. 4) beschreibt, die Mathematisierung im Bereich
der Finance dazu dient (bzw. gedient hat), einen Keil zwischen diejenigen
(Mathematiker) zu treiben, welche die Modelle entwickeln, und diejenigen,
welche letztlich fu¨r ihre Verwendung verantwortlich zeichnen, sodass wegen
der Komplexita¨t der Modelle keine Kommunikation zwischen beiden Grup-
pen mehr mo¨glich ist und die Anwender die Mathematiker auch gar nicht
mehr zu fragen wagen, weil sie damit zugeben mu¨ssten, dass sie nicht wirklich
verstehen, was vor sich geht, und wenn dies nicht nur in der Praxis, sondern
auch im akademischen Bereich geschieht, ist sicherlich etwas schief gelaufen
(Danı´elsson, 2008a). Aber es ist nicht die Mathematisierung per se, die pro-
blematisch ist, sondern ihre Instrumentalisierung fu¨r bestimmte Zwecke. Und
wenn O¨konomen regelma¨ßig bestimmte wertbehaftete Forderungen stellen,
die Werturteile, die dahinter stehen, aber nicht offen legen, muss man sich
nicht wundern, wenn ihnen die O¨ffentlichkeit nicht abnimmt, dass sie ,,allein
der Sache dienen“, um einen Ausdruck von Max Weber (1919, S. 84) zu ver-
wenden. Als Reaktion darauf das Prinzip der Wertfreiheit ganz verabschieden
zu wollen, hieße freilich, das Kind mit dem Bad ausschu¨tten zu wollen.
Aus all dem folgt schließlich zweierlei. Zum einen sollten wir, wie oben
bereits ausgefu¨hrt wurde, deshalb, weil wir einige Bereiche neu u¨berdenken
mu¨ssen, nicht nur grundlegende o¨konomische Einsichten, die durch die Krise
in keiner Weise obsolet geworden sind, nicht u¨ber Bord werfen, sondern auch
gegenu¨ber einer kritischer gewordenen O¨ffentlichkeit verteidigen. Zweitens
aber sollten wir in unserem Auftreten etwas bescheidener werden, sowohl in-
tern, als auch gegenu¨ber der O¨ffentlichkeit, indem wir auch zur Begrenztheit
unserer wissenschaftlichen Aussagen stehen.51 Nur so ko¨nnen wir das dort
51. Siehe hierzu auch Collander et al. (2009, S. 4): ,,O¨konomen haben, wie alle anderen Sozi-
alwissenschaftler, eine moralische Verpflichtung, die Begrenztheit ihrer Modelle sowie den
mo¨glichen Missbrauch ihrer Forschungen zu kommunizieren.“
C© 2009 die Autoren
Journal compilation C© 2009 Verein fu¨r Socialpolitik und Blackwell Publishing Ltd.
463
Gebhard Kirchga¨ssner
verlorene Vertrauen wieder gewinnen. Dies aber ist eine notwendige Voraus-
setzung dafu¨r, dass wir in Zukunft in der Politik a¨hnlich viel Einfluss haben
wie in den vergangenen Jahrzehnten. Denn dies wa¨re eine wirkliche Krise der
Wirtschaftswissenschaften, insbesondere der Volkswirtschaftslehre: wenn wir
von außen in Zukunft nur noch entweder als esoterische Ra¨tsello¨ser oder als
Ideologen wahrgenommen wu¨rden.
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Abstract: Is the economic and financial crisis also a crisis of Economics? From
different perspectives, today there is rather harsh criticism of Economics as a Social
Science. In this article, first, some of the recent failures of Economics are discussed.
Then some of the criticisms are taken up that are less convincing, in particular criti-
cisms of the application of the economic model of behaviour, the mathematisation of
Economics and the principle of value freedom. The appropriate role of the government
as well as of competition is discussed, and also which other consequences should be
drawn for Economics as a science but also for economic policy. Finally, we debate
whether there is, besides the economic crisis, really a crisis of Economics as well.
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